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Zweites Gesetz
zur Änderung des Juristenausbildungsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Zweites Gesetz
zur Änderung des Juristenausbildungsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen

Vom 9. November 2021

Artikel 1

Das Juristenausbildungsgesetz Nordrhein-Westfalen 
vom 11. März 2003 (GV. NRW. S. 135, ber. S. 431), das zu-
letzt durch Artikel  14 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.   Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst: 

   „§ 12 (weggefallen)“.

 b)  Die Angabe zu § 26 wird wie folgt gefasst:

   „§  26 Wiederholung zum Zwecke der Notenver-
besserung“.

 c)  Nach der Angabe zu § 27 wird folgende Angabe 
eingefügt:

   „§ 27a Einwendungen“.

 d)  In der Angabe zu § 31 wird das Wort „Vorberei-
tungsdienstes“ durch die Wörter „öffentlich-
rechtlichen Ausbildungsverhältnisses“ ersetzt. 

 e)  In der Angabe zu § 60 wird das Semikolon durch 
ein Komma ersetzt und nach dem Wort „Klage“ 
wird das Wort „, Einwendungen“ eingefügt.

 f)  Die Angabe zu § 62 wird wie folgt gefasst:

   „§ 62 (weggefallen)“.

 g)  In der Angabe zu §  63 werden die Wörter „den 
gehobenen Dienst“ durch die Wörter „die Lauf-
bahngruppe 2, erstes Einstiegsamt“ ersetzt.

 h)  In der Angabe zu §  64 werden nach dem Wort 
„Aufbewahrungsfristen“ die Wörter 

   „, Digitalisierung von Prüfungsleistungen“ einge-
fügt.

 i)  Die Angabe zu § 66 wird wie folgt gefasst:

   „§ 66 (weggefallen)“.

2.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz 1 werden das Wort „höheren“ gestrichen 
und nach dem Wort „Verwaltungsdienst“ die Wör-
ter „der Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegs-
amt,“ eingefügt.

 b)  Satz 2 wird aufgehoben.

3.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „philo-
sophischen,“ die Wörter „insbesondere auch ethi-
schen,“ sowie nach dem Wort „geschicht lichen“ 
das Wort „, psychologischen“ eingefügt.

 b)  In Absatz  3 wird nach dem Wort „Prüfl ing“ das 
Wort „insbesondere“ eingefügt.

4.  § 3 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz 3 wird nach dem Wort „insbesondere“ das 
Wort „die“ durch das Wort „einheitliche“ ersetzt.

 b)  Satz 4 wird durch folgende Sätze ersetzt:

   „Bei Uneinigkeit über die Aufgaben der Prüfungs-
arbeiten beschließen sie mit Stimmenmehrheit. 
Eine Stimmenthaltung ist nicht zulässig. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Präsidentin 
oder der Präsident des Landesjustizprüfungs-
amtes. Eine Übertragung der Aufgaben nach den 
Sätzen 2 und 3 auf Bedienstete des Justizprü-

fungsamtes sowie der Aufgabe nach Satz 6 auf die 
geschäftsführende Vertreterin oder den geschäfts-
führenden Vertreter der Präsidentin oder des 
 Präsidenten des Landesjustizprüfungsamtes ist 
zulässig.“

5.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  1 werden die Wörter „vom Justiz-
ministerium“ durch die Wörter „von dem für die 
Justiz zuständigen Ministerium“ ersetzt und nach 
dem Wort „berufen“ die Wörter „und ab berufen“ 
eingefügt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 Nummer 4 werden das Wort „höhe-
ren“ gestrichen und nach dem Wort „Verwal-
tungsdienstes“ die Wörter „der Laufbahn-
gruppe 2, zweites Einstiegsamt“ eingefügt.

  bb)  In Satz 2 werden das Wort „höheren“ gestri-
chen und nach dem Wort „Verwaltungs-
dienst“ die Wörter „der Laufbahngruppe 2, 
zweites Einstiegsamt,“ eingefügt.

  cc)  Folgender Satz wird angefügt: 

    „Prüferinnen und Prüfer aus dem Personen-
kreis des § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 
2 sollen bei der Heranziehung gemäß den 
§§ 14, 15 vorrangig berücksichtigt werden.“

 c)  In Absatz 4 werden nach dem Wort „können“ die 
Wörter „dauerhaft Mitglieder der anderen Justiz-
prüfungsämter sowie“ eingefügt.

6.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer 3 werden nach dem Wort „Veran-
staltung“ die Wörter „von mindestens zwei 
Semesterwochenstunden“ und nach dem 
Wort „Sprachkurs“ die Wörter „gleichen 
Umfangs“ eingefügt sowie das Wort „und“ 
durch ein Komma ersetzt.

  bb)  In Nummer 4 wird der Punkt durch das Wort 
„und“ ersetzt.

  cc)  Folgende Nummer 5 wird angefügt:

   „5.  erfolgreich fünf Aufsichtsarbeiten und 
vier häusliche Arbeiten, davon jeweils 
eine im Zivilrecht, Strafrecht und Öffent-
lichen Recht, angefertigt hat.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 werden nach dem Wort „wie“ die 
Wörter „digitale Kompetenz,“ eingefügt.

  bb)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

    „Im gesamten Studium ist gerade vor dem 
Hintergrund des nationalsozialistischen Un-
rechts die Fähigkeit zur kritischen Refl exion 
des Rechts einschließlich seines Missbrauchs-
potentials zu fördern.“

 c)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 wird die Angabe „4“ durch die An-
gabe „5“ ersetzt.

  bb)  Die folgenden Sätze werden angefügt:

    „Die erstmalige Teilnahme an einer Verfah-
renssimulation oder studentischen Rechts-
beratung in deutscher oder fremder Sprache 
befreit von der Verpfl ichtung, erfolgreich eine 
häusliche Arbeit anzufertigen, wenn der 
Prüfl ing einen Arbeitsaufwand hatte, der 
dem Aufwand von mindestens sechs Semes-
terwochenstunden Lehrveranstaltungen ent-
spricht, und einen Leistungsnachweis er-
bracht hat. Hiervon unberührt bleibt die 
 Verpfl ichtung zur Anfertigung einer häus-
lichen Arbeit im Zivilrecht, Strafrecht und 
Öffentlichen Recht.“
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7.  § 8 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  2 Satz  2 wird das Wort „zwei“ durch 
die Wörter „mindestens zwei, höchstens drei“ er-
setzt.

 b)  Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Die praktische Studienzeit fi ndet mindestens 
vier Wochen in der Rechtspfl ege oder in einem 
Unternehmen der freien Wirtschaft, mindestens 
vier Wochen bei einer mit Verwaltungsaufgaben 
betrauten Stelle und im Falle von drei Teilen der 
praktischen Studienzeit maximal vier Wochen 
nach Wahl bei einer Stelle, bei der eine sach-
gerechte Ausbildung gewährleistet ist, statt.“

8.  § 9 Satz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Nummer  1 wird das Semikolon durch ein 
Komma ersetzt.

 b)  Nummer 2 wird aufgehoben.

 c)  Die Nummern 3 bis 5 werden die Nummern 2 bis 
4 und das Semikolon wird jeweils durch ein 
Komma ersetzt.

 d)  Nach der neuen Nummer 4 wird folgende Num-
mer 5 eingefügt:

  „5.  der Nachweis über die erfolgreiche Anferti-
gung von fünf schriftlichen Aufsichtsarbeiten 
und vier häuslichen Arbeiten, davon eine im 
Zivilrecht, im Strafrecht und im Öffentlichen 
Recht,“.

 e)  In Nummer 6 wird das Semikolon durch das Wort 
„und“ ersetzt.

9.  § 10 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  aa)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

    „Die Justizprüfungsämter können festlegen, 
dass die schriftlichen Leistungen auch elek-
tronisch erbracht werden können.“

  bb)  Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt:

    „Ab dem 1. Januar 2024 haben sie die Anfer-
tigung der Aufsichtsarbeiten in elektroni-
scher Form zu ermöglichen.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

    „Die Aufgabenstellungen sind landesweit 
identisch.“

  bb)  In Satz  3 werden die Wörter „Bürgerlichen 
Recht“ durch das Wort „Zivilrecht“ ersetzt.

 c)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „Der mündliche Teil besteht aus einem Prüfungs-
gespräch. Das Prüfungsgespräch erstreckt sich 
auf die in § 11 genannten Gegenstände.“

10.  § 11 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

  „(2) Pfl ichtfächer sind

  1.  aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch einschließ-
lich ausgewählter Nebengesetze:

   a)  Buch 1 (Allgemeiner Teil) ohne Ab-
schnitt 1, Titel 2, Untertitel 2,

   b)  Buch 2 (Recht der Schuldverhältnisse), 
dabei Abschnitt  3 ohne die Reglungen 
zur Draufgabe, Abschnitt 8 ohne die Titel 
2, 3 Untertitel 2 bis 4, Titel 5 Untertitel 5, 
Titel 7, 8 Untertitel 2, Titel 9 Untertitel 1 
Kapitel 2 bis 4, Untertitel 2 bis 4, Titel 11, 
12 Untertitel 3, Titel 15, 18, 19 und 25,

   c)  im Überblick die Haftungsregelungen des 
Straßenverkehrsgesetzes sowie das Pro-
dukthaftungsgesetz,

   d)  aus dem Buch 3 (Sachenrecht) die Ab-
schnitte 1 bis 4, aus dem Abschnitt 7 das 

Recht der Hypothek und der Grund-
schuld sowie der Abschnitt 8 Titel 1,

   e)  im Überblick aus dem Buch 4 (Familien-
recht) aus dem Abschnitt  1 die Wirkun-
gen der Ehe im Allgemeinen und das 
 gesetzliche Güterrecht sowie aus dem 
Abschnitt 2 die Allgemeinen Vorschriften 
über die Verwandtschaft und die Elter-
liche Sorge beschränkt auf die Regeln 
der Vertretungsmacht und der beschränk-
ten Elternhaftung,

   f)  im Überblick aus dem Buch 5 (Erbrecht) 
der Abschnitt  1 (Erbfolge), aus dem Ab-
schnitt 2 (Rechtliche Stellung des Erben) 
Titel 1, Titel 2 Untertitel 1, 3 und 4, Titel 
3, aus Titel 4 ausschließlich die Haftungs-
beschränkung der Miterben, der Ab-
schnitt  3 (Testament) ohne Titel 6, der 
Abschnitt 4 (Erbvertrag), der Abschnitt 5 
(Pfl ichtteil) sowie aus dem Abschnitt  8 
(Erbschein) die Wirkungen des Erb-
scheins,

  2.  aus dem Einführungsgesetz zum Bürger-
lichen Gesetzbuch im Überblick aus dem 
1. Teil das 2. Kapitel (Internationales Privat-
recht), aus der Verordnung Nummer 593/2008 
des Europäischen Parlaments und des Rates 
über das auf vertragliche Schuldverhältnisse 
anzuwendende Recht  vom 17. Juni 2008 
(Rom I) und aus der Verordnung Num-
mer  864/2007 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Juli 2007 über das auf 
außervertragliche Schuldverhältnisse anzu-
wendende Recht (Rom II) die Regelungen zur 
Rechtswahl und zum anwendbaren Recht, so-
weit diese sich auf die unter Nummern 1 
Buchstabe b und c und 6 genannten Schuld-
verhältnisse beziehen, 

  3.  aus dem Handelsrecht im Überblick:

   a)  aus dem 1. Buch des Handelsgesetzbuchs 
die Abschnitte 1 bis 5 (Kaufl eute, Han-
delsregister, Handelsfi rma, Prokura und 
Handlungsvollmacht), dabei aus dem Ab-
schnitt 2 nur die Publizität des Handels-
registers,

   b)  aus dem 4. Buch des Handelsgesetzbuchs 
die Abschnitte 1 und 2 (allgemeine Vor-
schriften über Handelsgeschäfte, Han-
delskauf) ohne die Regelungen zum Kon-
tokorrent und zu den kaufmännischen 
Orderpapieren,

  4.  aus dem Gesellschaftsrecht im Überblick: 

   a)  aus dem 2. Buch des Handelsgesetzbuchs 
die Abschnitte 1 und 2 (Offene Handels-
gesellschaft, Kommanditgesellschaft),

   b)  aus dem Gesetz über die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung die Abschnitte 
1 und 3 (Errichtung der Gesellschaft so-
wie Vertretung und Geschäftsführung),

  5.  aus dem Zivilverfahrensrecht im Überblick:

   a)  aus dem Erkenntnisverfahren:

     gerichtsverfassungsrechtliche Grundla-
gen, Verfahren im ersten Rechtszug (ohne 
Wiederaufnahme des Verfahrens, Urkun-
den- und Wechselprozess, Familiensa-
chen, Kindschaftssachen und Unterhalts-
sachen), Verfahrensgrundsätze, Prozess-
voraussetzungen, Arten und Wirkungen 
von Klagen und gericht lichen Entschei-
dungen, Beweisgrundsätze, 

   b)  aus dem Vollstreckungsverfahren:

     allgemeine Vollstreckungsvoraussetzun-
gen und Arten der Zwangsvollstreckung 
einschließlich der Rechtsbehelfe nach 
den §§ 766, 767, 771 der Zivilprozessord-
nung, 
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  6.  aus dem Arbeitsrecht im Überblick: Inhalt, 
Begründung und Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses, Leistungsstörungen und Haftung 
im Arbeitsverhältnis einschließlich der zuge-
hörigen Regelungen aus dem Tarifvertrags- 
und Betriebsverfassungsrecht sowie dem All-
gemeinen Gleichbehandlungsgesetz,

  7.  aus dem Strafgesetzbuch:

   a)  der Allgemeine Teil mit Ausnahme des 
3.  Abschnittes, Titel 1, 2, 4, 5, 6 (ohne 
die Entziehung der Fahrerlaubnis) und 7 
und des 5. Abschnittes, Titel 2,

   b)  aus dem Besonderen Teil:

     aus dem 6. Abschnitt (Widerstand gegen 
die Staatsgewalt): Widerstand gegen Voll-
streckungsbeamte und tätlicher Angriff 
auf Vollstreckungsbeamte,

     aus dem 7. Abschnitt (Straftaten gegen 
die öffentliche Ordnung): Hausfriedens-
bruch, Unerlaubtes Entfernen vom Un-
fallort, Vortäuschen einer Straftat,

     der 9. Abschnitt (Falsche uneidliche Aus-
sage und Meineid),

     der 10. Abschnitt (Falsche Verdächti-
gung),

     der 14. Abschnitt (Beleidigung),

     aus dem 15. Abschnitt (Verletzung des 
persönlichen Lebens- und Geheimbe-
reichs): Verletzung der Vertraulichkeit des 
Wortes, Verletzung des Briefgeheimnisses, 
Ausspähen von Daten,

     aus dem 16. Abschnitt (Straftaten gegen 
das Leben): Mord, Totschlag, minder 
schwerer Fall des Totschlags, Tötung auf 
Verlangen, Aussetzung, Fahrlässige Tö-
tung,

     der 17. Abschnitt (Straftaten gegen die 
körperliche Unversehrtheit),

     aus dem 18. Abschnitt (Straftaten gegen 
die persönliche Freiheit): Freiheitsberau-
bung, erpresserischer Menschenraub, 
Geiselnahme, Nötigung, Bedrohung,

     der 19. Abschnitt (Diebstahl und Unter-
schlagung),

     der 20. Abschnitt (Raub und Erpressung),

     aus dem 21. Abschnitt (Begünstigung und 
Hehlerei): Begünstigung, Strafvereite-
lung, Strafvereitelung im Amt, Hehlerei,

     der 22. Abschnitt (Betrug und Untreue) 
ohne Subventionsbetrug, Kapitalanlage-
betrug, Kreditbetrug sowie Vorenthalten 
und Veruntreuen von Arbeitsentgelt,

     aus dem 23. Abschnitt (Urkundenfäl-
schung): Urkundenfälschung, Fälschung 
technischer Aufzeichnungen, Fälschung 
beweiserheblicher Daten, Täuschung im 
Rechtsverkehr bei Datenverarbeitung, 
mittelbare Falschbeurkundung, Urkun-
denunterdrückung,

     aus dem 27. Abschnitt (Sachbeschädi-
gung): Sachbeschädigung, gemeinschäd-
liche Sachbeschädigung,

     aus dem 28. Abschnitt (Gemeingefähr-
liche Straftaten): Brandstiftungsdelikte, 
Gefährliche Eingriffe in den Straßenver-
kehr, Gefährdung des Straßenverkehrs, 
verbotene Kraftfahrzeugrennen, Trun-
kenheit im Verkehr, Räuberischer Angriff 
auf Kraftfahrer, Vollrausch, Unterlassene 
Hilfeleistung,

     aus dem 30. Abschnitt (Straftaten im 
Amt): Bestechungsdelikte, Körperverlet-
zung im Amt, Falschbeurkundung im 
Amt,

  8.  aus dem Strafverfahrensrecht im Überblick: 
Verfahrensgrundsätze und verfassungsrecht-
liche Bezüge des Strafprozessrechts, allge-
meiner Gang des Ermittlungs- und Strafver-
fahrens, Rechtsstellung und Aufgaben der 
wesentlichen Verfahrensbeteiligten, erst-
instanzliche gerichtliche Zuständigkeit und 
weiterer Instanzenzug, Zwangsmittel (davon 
lediglich körperliche Untersuchung Beschul-
digter, Verhaftung und vorläufi ge Festnahme, 
Durchsuchung und Beschlagnahme), Beweis-
recht (Arten der Beweismittel, Beweisan-
tragsrecht, Beweisverbote), Rechtskraft,

  9.  Staatsrecht ohne Verteidigungsfall, Finanz-
verfassungs- und Notstandsverfassungsrecht,

  10.  aus dem Verfassungsprozessrecht im Über-
blick: Verfassungsbeschwerde, abstrakte und 
konkrete Normkontrollverfahren, Organ-
streitverfahren, Bund-Länder-Streitigkeiten, 
einstweiliger Rechtsschutz,

  11.  aus dem Europarecht im Überblick: Rechts-
quellen der Europäischen Union, die Grund-
freiheiten des Vertrages über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union und ihre Durch-
setzung, Entwicklung, Organe, Kompetenzen 
und Handlungsformen der Europäischen 
Union, Verhältnis des Unionsrechts zum na-
tionalen Recht einschließlich dessen Um-
setzung, aus dem Rechtsschutzsystem des 
Unionsrechts: Vertragsverletzungs- und Vor-
abentscheidungsverfahren,

  12.  allgemeines Verwaltungsrecht, einschließlich 
im Überblick des Rechts der öffentlichen 
 Ersatzleistungen und des Verwaltungsvoll-
streckungsrechts, allgemeines Verwaltungs-
verfahrensrecht einschließlich des Verwal-
tungszustellungsgesetzes mit Ausnahme der 
besonderen Verwaltungsverfahren,

  13.  aus dem besonderen Verwaltungsrecht,

   a)  Polizei- und Ordnungsrecht ohne die in 
den §§ 14a bis 33c Polizeigesetz des Lan-
des Nordrhein-Westfalen enthaltenen Re-
gelungen sowie im Überblick das Ver-
sammlungsrecht,

   b)  Kommunalrecht im Überblick mit Aus-
nahme des Kommunalwahl- und Kom-
munalabgabenrechts, des Haushalts-
rechts sowie der Vorschriften aus der 
 Gemeindeordnung über das Gemeinde-
gebiet, die Bezirke und Ortschaften und 
den Verwaltungsvorstand und die Ge-
meindebediensteten,

   c)  aus dem Baurecht im Überblick: Bauleit-
planung, Sicherung der Bauleitplanung 
beschränkt auf die Veränderungssperre, 
bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von 
Bauvorhaben einschließlich der Regelun-
gen der Baunutzungsverordnung hierzu 
und Planerhaltung sowie das Bauord-
nungsrecht mit Ausnahme der techni-
schen Vorschriften,

  14.  aus dem Verwaltungsprozessrecht im Über-
blick: Zulässigkeit des Verwaltungsrechts-
wegs, Sachentscheidungsvoraussetzungen, 
Klagearten, Vorverfahren, vorläufi ger Rechts-
schutz, gerichtlicher Prüfungsumfang, ge-
richtliche Entscheidungen.“

   b)  In Absatz  3 werden nach dem Wort 
„Recht“ die Wörter „sowie ihre Bezüge 
zur Europäischen Menschenrechtskon-
vention“ und nach dem Wort „philoso-
phischen“ die Wörter „, insbesondere 
auch ethischen“ eingefügt.

   c)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

     „(4) Soweit Kenntnisse „im Überblick“ 
verlangt werden, müssen einem Prüfl ing 
lediglich die gesetzliche Systematik, die 
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wesentlichen Normen und Rechtsinsti-
tute ohne vertiefte Kenntnisse von Recht-
sprechung und Literatur bekannt sein.“

11.  § 12 wird aufgehoben.

12.  § 13 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 2 wird das Wort „Körperbehinderten“ 
gestrichen und nach dem Wort „Prüfl ingen“ 
werden die Wörter „mit Behinderung“ einge-
fügt.

  bb)  Folgender Satz wird angefügt: 

    „Von einem Prüfl ing, der einen Nachteilsaus-
gleich begehrt, kann die Vorlage eines amts-
ärztlichen Zeugnisses auf seine Kosten ver-
langt werden.“

 b)  In Absatz  3 wird das Wort „Justizministerium“ 
durch die Wörter „für die Justiz zuständige Mi-
nisterium“ ersetzt.

 c)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

   „(4) Die Aufsicht bei der Anfertigung der Auf-
sichtsarbeiten ist von der Präsidentin oder dem 
Präsidenten des Oberlandesgerichts sicherzustel-
len.“

 d)  Der bisherige Absatz  4 wird Absatz  5 und in 
Satz 3 werden nach dem Wort „nicht“ die Wörter 
„unmittelbar gegenüber der Aufsichtsperson rügt 
und“ sowie nach dem Wort „schriftlich“ die Wör-
ter „oder elektronisch“ eingefügt.

13.  § 14 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „eines Jus-
tizprüfungsamtes“ durch die Wörter „der Justiz-
prüfungsämter“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird aufgehoben.

 c)  Die Absätze 3 und 4 werden die Absätze 2 und 3.

14.  § 15 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.

 b)  In Absatz 3 werden die Wörter „, um ein Bild von 
dessen Persönlichkeit zu gewinnen“ gestrichen.

 c)  Absatz 4 wird gestrichen. 

 d)  Der bisherige Absatz  5 wird Absatz  4 und wie 
folgt gefasst: 

   „(4) Die Gesamtdauer des Prüfungsgesprächs be-
trägt je erschienenem Prüfl ing etwa 45 Minuten. 
Bei Einzelprüfungen kann die Prüfungszeit ange-
messen verlängert werden. Sie ist durch ange-
messene Pausen zu unterbrechen. An der mündli-
chen Prüfung beteiligen sich alle Prüferinnen 
und Prüfer.“

 e)  Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

   „(5) Eine Einzelprüfung fi ndet nur in einem Aus-
nahmefall statt.“

 f)  In Absatz  6 Satz  2 werden die Wörter „mindes-
tens ein Prüfl ing dies beantragt“ durch die Wör-
ter „ein Prüfl ing nicht in deren Anwesenheit ein-
willigt“ ersetzt.

15.  § 18 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Die Punktwerte für die Gesamtnote der 
staatlichen Pfl ichtfachprüfung und für die einzel-
nen Prüfungsabschnitte sind rechnerisch zu er-
mitteln. Es sind die Aufsichtsarbeiten mit einem 
Anteil von insgesamt 65 Prozent und die Leistun-
gen im Prüfungsgespräch mit einem Anteil von 
insgesamt 35 Prozent zu berücksichtigen. Der 
Punktwert für die Gesamtnote wird errechnet, 
indem die Punktzahl der Bewertung jeder Auf-
sichtsarbeit mit dem Quotienten aus 65 und 6 
und die des Prüfungsgesprächs mit 35 vervielfäl-
tigt und sodann die Summe durch 100 geteilt 
wird. Sind dem Prüfl ing Prüfungsleistungen nach 
§  24 Absatz  3 erlassen worden, so sind die ent-

sprechenden Prüfungsleistungen aus dem vorher-
gehenden Prüfungsverfahren zu berücksichtigen. 
Die Summe aller Punktwerte ist bis auf zwei De-
zimalstellen ohne Auf- oder Abrundung rechne-
risch zu ermitteln.“

 b)  Absatz 6 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 werden nach dem Wort „verkün-
den“ die Wörter „und unter Hervorhebung 
der wesentlichen Aspekte zu begründen“ ein-
gefügt.

  bb)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

    „Verkündung und Begründung fi nden unter 
Ausschluss der Mitprüfl inge statt, wenn der 
Prüfl ing nicht deren Anwesenheit zustimmt.“

  cc)  In dem neuen Satz  3 wird das Wort „Sie“ 
durch die Wörter „Die Entscheidung des Prü-
fungsausschusses“ ersetzt.

16.  § 19 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In den Nummern 1 bis 4 wird jeweils das Semi-
kolon durch ein Komma ersetzt.

 b)  In Nummer  5 werden die Wörter „Prüfungsfä-
cher, die Gegenstand“ durch die Wörter „Prü-
fungsgegenstände, die Inhalt“ und das Semikolon 
durch ein Komma ersetzt.

 c)  In den Nummern 6 bis 8 wird jeweils das Semi-
kolon durch ein Komma ersetzt.

 d)  In Nummer  9 werden das Wort „Abs.  3“ durch 
das Wort „Absatz  4“ und das Semikolon durch 
das Wort „und“ ersetzt. 

17.  § 20 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In Nummer 1 werden die Wörter „vier oder“ ge-
strichen und nach dem Wort „mehr“ die Wörter 
„als die Hälfte der“ eingefügt sowie das Wort 
„sind“ durch das Wort „ist“ ersetzt.

 b)  In Nummer  2 wird das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt.

 c)  Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

  „3.  ein Prüfl ing ohne genügende Entschuldigung 
zu dem Termin für die mündliche Prüfung 
nicht erscheint.“

 d)  Nummer 4 wird aufgehoben. 

18.  § 21 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 2 wird Satz 2 gestrichen.

 b)  In Absatz 3 wird Satz 2 wie folgt gefasst: 

   „§ 13 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.“

19.  § 22 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 1 wird wie folgt geändert:

   aaa)  In dem Satzteil vor Nummer 1 werden 
das Wort „namentlich“ durch das Wort 
„insbesondere“ ersetzt und nach dem 
Wort „Hilfsmittel“ die Wörter „oder des 
verspäteten Erscheinens, zwischenzeit-
lichen Entfernens oder Abbruchs des 
Prüfungsgesprächs“ eingefügt.

   bbb)  In Nummer  3 werden nach dem Wort 
„werden“ die Wörter „; im Falle eines 
Verbesserungsversuchs nach §  26 kann 
in besonders schweren Fällen auch die 
bereits bestandene staatliche Pfl icht-
fachprüfung für nicht bestanden er-
klärt werden“ eingefügt.

  bb)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

    „In minder schweren Fällen kann bei Vorlie-
gen besonderer Umstände von einer Ahn-
dung abgesehen werden.“

 b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

   „(2) Soweit die ordnungsgemäße Durchführung 
der Prüfung es erfordert und es angemessen ist, 
hat der Prüfl ing die Durchsuchung, Durchleuch-
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tung oder sonstige Überprüfung seiner Person 
und der von ihm mitgebrachten Gegenstände 
durch geeignete Hilfspersonen des Justizprü-
fungsamtes zu dulden. Jeder Prüfl ing ist ver-
pfl ichtet, nicht zugelassene Hilfsmittel an das 
Justizprüfungsamt herauszugeben, das sie bis 
zum Abschluss des Verfahrens sicherstellen darf.“

 c)  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

 d)  Der bisherige Absatz  3 wird Absatz  4 und die 
Wörter „in der mündlichen Prüfung festgestell-
ten“ und die Wörter „der Prüfungsausschuss; im 
Übrigen entscheidet“ werden gestrichen.

20.  In §  23 Absatz  1 Satz  2 wird das Wort „Bekannt-
gabe“ durch das Wort „Verkündung“ ersetzt.

21.  § 25 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Stu-
diums“ die Wörter „oder unmittelbar nach Ablauf 
der in § 7 Absatz 1 Nummer 1 genannten Studi-
endauer“ eingefügt und die Wörter „aller Prü-
fungsleistungen“ gestrichen. 

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  Dem Wortlaut wird folgender Satz vorange-
stellt:

    „Für die Berechnung von in anderen Studi-
engängen erbrachten Studienzeiten ist die 
durch die Universität vorgenommene Festset-
zung maßgeblich.“

  bb)  Der neue Satz 2 wird wie folgt geändert:

   aaa)  In Nummer  1 werden nach dem Wort 
„Krankheit“ die Wörter „, auf Grund 
von Schutzfristen nach dem Mutter-
schutzgesetz vom 23. Mai 2017 (BGBl. I 
S. 1228), der Inanspruchnahme von El-
ternzeit unter den Voraussetzungen des 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgeset-
zes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. Januar 2015 (BGBl.  I 
S. 33), von Pfl egezeit unter den Voraus-
setzungen des Pfl egezeitgesetzes vom 
28. Mai 2008 (BGBl.  I S.  874, 896) je-
weils in der jeweils geltenden Fassung“ 
eingefügt und das Semikolon durch ein 
Komma ersetzt.

   bbb)  In den Nummern 2 und 3 wird jeweils 
das Semikolon durch ein Komma er-
setzt.

   ccc)  In Nummer  4 werden nach dem Wort 
„Ausbildung“ die Wörter „oder eine 
Ausbildung im Bereich Digitalisierung 
und Recht“ eingefügt und das Semiko-
lon durch ein Komma ersetzt.

   ddd)  Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

     „5.  ein Semester für die Teilnahme an 
einer Verfahrenssimulation im In- 
oder Ausland, die in deutscher oder 
fremder Sprache durchgeführt 
wird, wenn der Prüfl ing einen Ar-
beitsaufwand hatte, der dem Auf-
wand von mindestens sechzehn Se-
mesterwochenstunden entspricht 
und einen Leistungsnachweis er-
worben hat,“

   eee)  Nach Nummer  5 wird folgende Num-
mer 6 eingefügt: 

     „6.  ein Semester für die Teilnahme an 
einer studentischen Rechtsbera-
tung, wenn die Teilnahme von einer 
Universität begleitet wird und sich 
die Mitarbeit über mindestens 
sechzehn Semesterwochenstunden 
erstreckt hat, und“

   fff)   Die bisherige Nummer  6 wird Num-
mer 7 und das Wort „tätig“ gestrichen.

  cc)  Folgender Satz wird angefügt:

    „Ein Hinderungsgrund ist nur anzunehmen, 
wenn mindestens vier Wochen des Hinde-
rungsgrundes in dasselbe Fachsemester fal-
len.“

 c)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 1 wird aufgehoben.

  bb)  In dem neuen Wortlaut werden nach dem 
Wort „Untersuchung“ die Wörter „auf seine 
Kosten“ eingefügt.

 d)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 wird die Angabe „1 Nr.  4 oder 5“ 
durch die Wörter „2 Nummer 4 bis 6“ und die 
Angabe „Abs. 1 Nr. 2“ durch die Wörter „Ab-
satz 1 Nummer 2 und 5, Absatz 3 Satz 3“ er-
setzt.

  bb)  In Satz  2 wird die Angabe „1 Nr.  4 und 5“ 
durch die Wörter „2 Nummer 4 bis 6“ ersetzt.

22.  § 26 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „Wieder-
holung zum Zwecke der Notenverbesserung“.

 b)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Ist die Prüfung im Freiversuch oder im regulä-
ren Versuch gemäß §  18 Absatz  1 Satz  1 für be-
standen erklärt worden, hat die oder der Vorsit-
zende des Justizprüfungsamtes dem Prüfl ing auf 
dessen Antrag einmalig eine erneute Prüfung 
zum Zwecke der Notenverbesserung zu gestat-
ten.“

23.  Dem § 27 Absatz 3 werden die folgenden Sätze an-
gefügt: 

  „Sofern dem Prüfl ing bei Ablegung der Wiederho-
lungsprüfung die Möglichkeit einer Notenverbesse-
rung nach §  26 zugeständen hätte, gilt auf seinen 
Antrag das Ergebnis der Wiederholungsprüfung als 
das Ergebnis der staatlichen Pfl ichtfachprüfung. Der 
Antrag ist schriftlich oder elektronisch spätestens 
innerhalb eines Monats nach Verkündung der Ent-
scheidung über das Bestehen der früheren Prüfung 
bei der oder dem Vorsitzenden des Justizprüfungs-
amtes zu stellen.“

24.  Nach § 27 wird folgender § 27a eingefügt:

 „§ 27a
 Einwendungen

  Einwendungen gegen die Bewertung schriftlicher 
Aufsichtsarbeiten sind spätestens binnen sechs Mo-
naten nach Bekanntgabe der Prüfungsentscheidung, 
Einwendungen gegen die Bewertung der mündlichen 
Prüfung sind spätestens binnen eines Monats nach 
Bekanntgabe der Prüfungsentscheidung im Einzel-
nen und nachvollziehbar schriftlich oder elektro-
nisch zu begründen. Im Falle eines fristgerechten 
Antrags nach § 23 Absatz 1 Satz 2 beginnt die Frist 
nach Satz 1 mit Ablauf des Tages der Mitteilung der 
Gründe für die Bewertung der Leistung im münd-
lichen Teil. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind 
alle Einwendungen ausgeschlossen. Hierauf ist bei 
der Bekanntgabe der Prüfungsentscheidung hinzu-
weisen.“

25.  § 28 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  Dem Wortlaut wird folgender Satz vorange-
stellt:

    „Die Gegenstände der Zwischenprüfung dür-
fen nicht über den in §  11 genannten Prü-
fungsstoff hinausgehen.“

  bb)  In dem neuen Satz 2 werden die Wörter „Die 
Gegenstände der Zwischenprüfung“ durch 
das Wort „Sie“ ersetzt, das Wort „mindes-
tens“ gestrichen und nach der Angabe 
„Nr.  1“ die Wörter „Buchstabe a, b und d“ 
eingefügt sowie die Angabe „(§  11 Abs.  2 
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Nr. 9)“ durch die Wörter „und des allgemei-
nen Verwaltungsrechts (§  11 Absatz  2 Num-
mer 9 und 12)“ ersetzt. 

  cc)  Nach dem neuen Satz 2 werden die folgenden 
Sätze eingefügt:

    „In jedem der drei Pfl ichtfächer muss eine 
Aufsichtsarbeit mit Erfolg angefertigt wer-
den, für die der oder dem Studierenden min-
destens drei Stunden zur Verfügung stehen 
und die einen rechtlich und tatsächlich ein-
fach gelagerten Fall betrifft. Für die Zulas-
sung zur Zwischenprüfung dürfen die uni-
versitären Studienordnungen höchstens das 
Bestehen von jeweils drei Prüfungsleistungen 
in jedem Pfl ichtfach vorsehen. Die Aufsichts-
arbeiten können im Falle des Nichtbestehens 
bis zu zweimal in jedem Pfl ichtfach wieder-
holt werden.“

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  2 werden die Wörter „mindestens 
sechzehn“ durch das Wort „vierzehn“ ersetzt.

  bb)  In Satz  3 werden die Wörter „mindestens 
eine häusliche Arbeit und eine Aufsichtsar-
beit“ durch die Wörter „eine häusliche Ar-
beit, bis zu drei Aufsichtsarbeiten sowie eine 
mündliche Leistung“ ersetzt.

 c)  In Absatz  4 Satz  2 werden das Wort „Justiz-
ministeriums“ durch die Wörter „für die Justiz 
zuständigen Ministeriums“ und das Wort „Fach-
ministerium“ durch das Wort „Ministerium“ er-
setzt.

26.  In §  30 Absatz  6 werden die Wörter „juristische 
Staatsprüfung“ durch das Wort „Prüfung“ ersetzt. 

27.  § 31 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift wird das Wort „Vorbereitungs-
dienstes“ durch die Wörter „öffentlich-rechtli-
chen Ausbildungsverhältnisses“ ersetzt.

 b)  In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „enden der 
Vorbereitungsdienst und“ ersetzt durch das Wort 
„endet“.

 c)  In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Vor-
bereitungsdienst“ die Wörter „und dem öffent-
lich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis“ ein-
gefügt.

28.  § 32 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  2 werden die Wörter „(§§  2 Abs.  5, 7 
Abs.  1 Satz  2 Landesbeamtengesetz)“ durch die 
Wörter „Person (§  2 Absatz  5 des Landesbeam-
tengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S.  310 
ber. S.  642), das zuletzt durch Artikel  7 des 
 Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) ge-
ändert worden ist)“ ersetzt.

 b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Referendarinnen und Referendare erhalten 
eine monatliche Unterhaltsbeihilfe. Soweit nicht 
anders geregelt, fi ndet auf die Referendarinnen 
und Referendare § 7 Absatz 1 Satz 3 des Landes-
beamtengesetzes Anwendung. Es werden darüber 
hinaus Reise- und Umzugskostenvergütung nach 
den für Beamtinnen und Beamten geltenden Vor-
schriften gewährt. Den Referendarinnen und Re-
ferendaren wird nach beamtenrechtlichen Vor-
schriften Anwartschaft auf Versorgung bei ver-
minderter Erwerbsfähigkeit und im Alter sowie 
auf Hinterbliebenenversorgung gewährleistet. 
Das Entgeltfortzahlungsgesetz vom 26. Mai 1994 
(BGBl.  I S.  1014, 1065), das Mutterschutzgesetz, 
das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz und 
das Pfl egezeitgesetz fi nden in der jeweils gelten-
den Fassung entsprechende Anwendung. Das Nä-
here über die Leistungen nach Satz  1 sowie die 
Anrechenbarkeit von zusätzlichen Einkünften re-
gelt das für Finanzen zuständige Ministerium im 
Einvernehmen mit dem für die Justiz zuständigen 
Ministerium durch Rechtsverordnung.“

 c)  Absatz 4 wird aufgehoben.

 d)  Die Absätze 5 und 6 werden die Absätze 4 und 5.

29.  In § 33 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „des hö-
heren Verwaltungsdienstes“ durch die Wörter „der 
Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt,“ ersetzt.

30.  § 35 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer  4 wird das Wort „zehn“ durch 
das Wort „neun“ ersetzt.

  bb)  In Nummer 5 wird das Wort „drei“ durch das 
Wort „vier“ ersetzt.

 b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

   „(3) Nach Wahl der Referendarin oder des Refe-
rendars kann die Ausbildung nach Absatz  2 
Satz 1 Nummer 1 bis zu zwei Monate bei einem 
Gericht der Arbeitsgerichtsbarkeit, die Ausbil-
dung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 bis zu zwei 
Monate bei einem Gericht der Verwaltungs-, der 
Finanz- oder der Sozialgerichtsbarkeit und die 
Ausbildung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 bis 
zu drei Monate bei einer Notarin oder einem No-
tar, einem Unternehmen, einem Verband oder ei-
ner sonstigen Ausbildungsstelle stattfi nden, bei 
der eine sachgerechte rechts beratende Ausbil-
dung gewährleistet ist.“

 c)  Absatz 4 wird aufgehoben. 

 d)  Absatz 5 wird Absatz 4 und Satz 3 wird aufgeho-
ben. 

 e)  Absatz  6 wird Absatz  5 und das Wort „Hoch-
schule“ wird durch das Wort „Universität“ ersetzt 
und nach dem Wort „kann“ werden die Wörter 
„in den in Absatz  2 Satz  1 Nummer  3 bis 5 ge-
nannten Ausbildungsabschnitten“ eingefügt. 

 f)  Die Absätze 7 und 8 werden die Absätze 6 und 7.

31.  In §  36 Absatz  2 Satz  3 wird die Angabe „Abs.  4 
bis 6“ durch die Wörter „Absatz 3 bis 5“ ersetzt.

32.  § 37 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 2 Satz 3 werden das Wort „Justizminis-
terium“ durch die Wörter „für die Justiz zustän-
dige Ministerium“ und das Wort „Innenministe-
rium“ durch die Wörter „für Inneres zuständigen 
Ministerium“ ersetzt.

 b)  Absatz 3 wird aufgehoben.

33.  Dem § 39 Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:

  „Das kann auch auf elektronischem Weg geschehen.“

34.  § 40 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „des höhe-
ren oder des gehobenen Dienstes“ durch die Wör-
ter „der Laufbahngruppe 2“ ersetzt.

 b)  Absatz 3 wird aufgehoben.

 c)  Absatz 4 wird Absatz 3.

35.  In § 41 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Justizminis-
terium“ durch die Wörter „für die Justiz zuständigen 
Ministerium“ ersetzt.

36.  § 43 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 wird die Angabe „500“ durch die 
Angabe „550“ ersetzt.

  bb)  Satz 2 wird wie folgt geändert:

   aaa)  In Nummer  1 wird die Angabe „260“ 
durch die Angabe „275“ ersetzt.

   bbb)  In Nummer  2 wird die Angabe „100“ 
durch die Angabe „125“ ersetzt.

   ccc)  In Nummer  3 wird die Angabe „140“ 
durch die Angabe „150“ ersetzt.

  cc)  Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

    „In einem Umfang von bis zu 5 Prozent der 
in der Ausbildung in der Arbeitsgemein-
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schaft vorgesehenen Zeit kann die Präsiden-
tin oder der Präsident des Oberlandesge-
richts eine andere Form der Ausbildung vor-
sehen.“

 b)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 wird die Angabe „Abs. 5“ durch die 
Angabe „Absatz 4“ ersetzt.

  bb)  Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

    „In begründeten Ausnahmen, etwa in den 
Fällen des § 35 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 5, 
kann die Präsidentin oder der Präsident des 
Oberlandesgerichts die Ausbildung in der 
Arbeitsgemeinschaft abweichend regeln oder 
von ihr befreien.“

37.  § 44 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „des höhe-
ren Dienstes“ durch die Wörter „der Laufbahn-
gruppe 2, zweites Einstiegsamt“ ersetzt.

 b)  In Absatz  2 werden die Sätze 2 und 3 wie folgt 
gefasst: 

   „§ 41 Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend. Soll eine 
Rechtsanwältin oder ein Rechtsanwalt die Ar-
beitsgemeinschaft leiten, ist die Rechtsanwalts-
kammer zu beteiligen.“

38.  In § 45 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „die Prä-
sidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts, 
in eiligen Fällen auch“ gestrichen.

39.  § 46 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz 3 werden nach dem Wort „Note“ die Wör-
ter „und Punktzahl“ sowie nach der Angabe „17“ 
die Angabe „Absatz 1“ eingefügt.

 b)  Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

   „Wird eine Arbeitsgemeinschaft von mehr als ei-
ner Person geleitet, ist ein einheitliches Zeugnis 
zu erstellen.“

 c)  In dem neuen Satz 5 wird das Wort „Hochschule“ 
durch das Wort „Universität“ ersetzt.

40.  In § 47 Satz 1 werden das Wort „höheren“ gestrichen 
und nach dem Wort „Verwaltungsdienst“ die Wörter 
„der Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt,“ ein-
gefügt.

41.  § 48 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Justizministe-
rium“ durch die Wörter „für die Justiz zuständi-
gen Ministerium“ ersetzt.

 b)  In Absatz  2 Satz  2 werden die Wörter „Justiz-
ministerin oder der Justizminister und die Innen-
ministerin oder der Innenminister“ durch die 
Wörter „für die Justiz zuständige Ministerin be-
ziehungsweise der für die Justiz zuständige Mi-
nister und die für Inneres zuständige Ministerin 
beziehungsweise der für Inneres zuständige Mi-
nister“ ersetzt.

 c)  In Absatz  3 Satz  2 und 4 wird jeweils das Wort 
„Justizministeriums“ durch die Wörter „für die 
Justiz zuständigen Ministeriums“ ersetzt.

42.  § 49 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  1 wird das Wort „Justizministerium“ 
durch die Wörter „für die Justiz zuständigen Mi-
nisterium“ ersetzt.

 b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

   „(2) Ist eine geschäftsführende Vertreterin oder 
ein geschäftsführender Vertreter nicht bestellt 
oder ist sie beziehungsweise er verhindert, so 
nimmt das dem Rang nach höhere, bei gleich ho-
hem Rang dem Dienstalter und bei gleichem 
Dienstalter der Geburt nach älteste hauptamtli-
che Mitglied die Vertretung wahr. Die Präsidentin 
oder der Präsident kann die Vertretung im Ein-
zelfall abweichend regeln.“

 c)  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

 d)  Der bisherige Absatz  3 wird Absatz  4 und nach 
der Angabe „Abs. 2“ werden die Wörter „Satz 1 
und 2, Absatz“ sowie nach der Angabe „§ 5“ die 
Wörter „mit Ausnahme von §  4 Absatz  2 Satz  2 
Halbsatz 2“ eingefügt.

43.  § 50 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 werden die Wörter „ohne Zwischen-
raum“ durch das Wort „unmittelbar“ ersetzt.

 b)  In Absatz 3 werden nach dem Wort „ist“ die Wör-
ter „oder war“ eingefügt.

 c)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

   „(4) Wird der Prüfl ing nach Ablauf des 19. Aus-
bildungsmonats aus dem öffentlich-rechtlichen 
Ausbildungsverhältnis entlassen, unter Wegfall 
der Unterhaltsbeihilfe beurlaubt oder nimmt 
er  Elternzeit unter den Voraussetzungen des 
 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes oder 
Pfl egezeit unter den Voraussetzungen des Pfl ege-
zeitgesetzes, so wird das Prüfungsverfahren ein-
gestellt. Bei Wiederaufnahme in den Vorberei-
tungsdienst innerhalb von zwei Jahren nach Ent-
lassung, nach Ende der Inanspruchnahme der 
Eltern- oder Pfl egezeit oder der Beurlaubung ist 
es in dem Stand fortzusetzen, in dem es sich zum 
Zeitpunkt der Einstellung befand. Im Falle der 
Entlassung ist nach Ablauf der in Satz 2 genann-
ten Frist die zweite juristische Staatsprüfung 
durch die Präsidentin oder den Präsidenten des 
Landesjustizprüfungsamtes für nicht bestanden 
zu erklären. In den übrigen Fällen des Satzes 2 
sowie in Fällen, in welchen die Frist des Satzes 2 
zur Wiederaufnahme in den juristischen Vorberei-
tungsdienst unverschuldet versäumt wurde, ist 
§ 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 entsprechend an-
zuwenden. § 20 Absatz 3 gilt entsprechend.“

44.  § 51 wird wie folgt geändert:

 a)  Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

   „Das Landesjustizprüfungsamt kann festlegen, 
dass die schriftlichen Leistungen auch elektro-
nisch erbracht werden können. Ab dem 1. Januar 
2024 hat es die Anfertigung der Aufsichtsarbeiten 
in elektronischer Form zu ermög lichen.“

 b)  Dem Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt: 

   „Die Aufgabenstellung für den Aktenvortrag ist 
dem Prüfl ing am Prüfungstag zu übergeben. Die 
Vorbereitungszeit beträgt eine Stunde. Die Dauer 
des Aktenvortrages darf 12 Minuten nicht über-
schreiten. Prüfl ingen mit Behinderung können 
auf Antrag die Zeit der Vorbereitung um bis zu 
30 Minuten und die Dauer des Aktenvortrags um 
bis zu sechs Minuten verlängert werden. § 13 Ab-
satz 1 Satz 3 gilt entsprechend.“

 c)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

   „(4) Die Aufgabenstellungen für den Aktenvor-
trag haben dem Tätigkeitsbereich eines ordent-
lichen Gerichts, eines Arbeitsgerichts, eines Ver-
waltungsgerichts, einer Staatsanwaltschaft, der 
praktischen Verwaltung oder einer Rechtsanwäl-
tin oder eines Rechtsanwalts zu entsprechen.“

 d)  Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

   „(6) Zu Prüfungszwecken kann die Präsidentin 
oder der Präsident des Landesjustizprüfungsam-
tes Akten aus der gerichtlichen, staatsanwalt-
schaftlichen, anwaltlichen und notariellen Praxis 
sowie Verwaltungsakten beiziehen. Das kann 
auch auf elektronischem Weg geschehen.“

45.  § 52 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Bei der Prüfung wird vorausgesetzt, dass der 
Prüfl ing die Gesamtrechtsordnung mit ihren grund-
legenden Wertentscheidungen und ihren Zusammen-
hängen überblickt und unter besonderer Berück-
sichtigung der europarechtlichen Bezüge über die 
erforderlichen Kenntnisse in den Pfl ichtfächern ver-
fügt. Pfl ichtfächer sind:

 1.  die Prüfungsfächer der staatlichen Pfl ichtfach-
prüfung (§ 11),



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 79 vom 17. November 2021 1197

 2.  im Strafrecht die Regelungen über die Rechtsfol-
gen der Tat (3. Abschnitt des Strafgesetzbuches), 
hinsichtlich der Regelungen zur Einziehung 
(7. Titel) jedoch nur im Überblick,

 3.  im Überblick das Straßenrecht sowie das Gewer-
berecht einschließlich des Gaststättenrechts,

 4.  das Zivil-, Straf- und Verwaltungsprozessrecht 
ohne die Vorschriften über die Wiederaufnahme 
eines durch rechtkräftiges Urteil abgeschlossenen 
Verfahrens,

 5.  das Vollstreckungsrecht ohne die Vorschriften zur 
Strafvollstreckung,

 6.  im Überblick aus dem Arbeitsgerichtsprozess-
recht die allgemeinen Vorschriften und die Vor-
schriften zum Urteilsverfahren im ersten Rechts-
zug (1. Teil und 3. Teil, 1. Abschnitt, 1. Unterab-
schnitt des Arbeitsgerichtsgesetzes),

 7.  im Überblick die anwaltlichen Berufsregeln und 
Grundpfl ichten nach der Bundesrechtsanwalts-
ordnung und der Berufsordnung der Rechtsan-
wälte sowie das anwaltliche Gebührenrecht und

 8.  die Methoden der praktischen Rechtsanwendung.

   Die Aufgabenstellungen sollen insbesondere die 
rechtsberatende und rechtsgestaltende anwalt-
liche Tätigkeit angemessen berücksichtigen.“

46.  § 54 wird wie folgt gefasst: 

 „§ 54
 Bewertung der Aufsichtsarbeiten

  § 14 gilt entsprechend.“

47.  § 55 wird wie folgt gefasst:

 „§ 55
 Mündliche Prüfung

  §  15 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die 
Gesamtdauer des Prüfungsgesprächs je erschiene-
nem Prüfl ing etwa 30 Minuten beträgt.“

48.  § 56 wird wie folgt gefasst:

 „§ 56
 Prüfungsentscheidungen;
 Prüfungsnoten; Zeugnis

  (1) Die §§ 16 bis 23 und 29 Absatz 3 gelten entspre-
chend mit Ausnahme von § 18 Absatz 3 Satz 2 und 3, 
§ 20 Absatz 2 Satz 2 und § 22 Absatz 1 Satz 4.

  (2) Es sind die Aufsichtsarbeiten mit einem Anteil 
von insgesamt 65 Prozent, der Aktenvortrag mit 10 
Prozent und die Leistungen im Prüfungsgespräch 
mit einem Anteil von insgesamt 25 Prozent zu be-
rücksichtigen. Der Punktwert für die Gesamtnote 
wird errechnet, indem die Punktzahl der Bewertung 
jeder Aufsichtsarbeit mit dem Quotienten aus 65 
und 8, die des Aktenvortrags mit 10 und die des Prü-
fungsgesprächs mit 25 vervielfältigt und sodann die 
Summe durch 100 geteilt wird. § 18 Absatz 3 Satz 5 
fi ndet entsprechende Anwendung.

  (3) §  18 Absatz  4 fi ndet mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass hierbei auch die Leistungen im Vorberei-
tungsdienst zu berücksichtigen sind.

  (4) Erscheint ein Prüfl ing ohne genügende Entschul-
digung nicht zum Aktenvortrag, so gilt § 21 Absatz 1 
entsprechend. 

  (5) Für das verspätete Erscheinen, das zwischenzeit-
liche Entfernen oder den Abbruch des Aktenvortra-
ges gilt § 22 Absatz 1 entsprechend.“

49.  § 56a wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Prü-
fung“ die Wörter „schriftlich oder elektronisch“ 
eingefügt.

 b)  In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „schriftli-
che Erklärung“ durch die Wörter „Erklärung in 
schriftlicher oder elektronischer Form“ ersetzt.

50.  § 57 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 wird nach dem Wort „Prüfl ing“ das 
Wort „einmalig“ eingefügt.

  bb)  In Satz 2 werden das Wort „drei“ durch das 
Wort „vier“ und das Wort „fünf“ durch das 
Wort „sechs“ ersetzt.

  cc)  Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

    „Für die Ausbildung während des Ergän-
zungsvorbereitungsdienstes gilt §  41 Ab-
satz 3 entsprechend.“

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  Die Wörter „den Absätzen 1 und“ werden 
durch die Wörter „Absatz 1 Satz 1 bis 4 und 
Absatz“ ersetzt und die Wörter „der Prü-
fungsausschuss, soweit er die abschließende 
Prüfungsentscheidung trifft, im Übrigen“ 
werden gestrichen.

  bb)  Folgender Satz wird angefügt: 

    „Für die Entscheidung nach Absatz 1 Satz 5 
ist die dienstvorgesetzte Stelle im Sinne des 
§ 32 Absatz 1 Satz 1 zuständig.“

51.   § 59 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Bei zweimaligem Misserfolg hat die Präsidentin 
oder der Präsident des Landesjustizprüfungsam-
tes einem Prüfl ing, der die Wiederholungsprüfung 
in Nordrhein-Westfalen nicht  bestanden hat, auf 
schriftlichen oder elektronischen Antrag die 
nochmalige Wiederholung zu gestatten, wenn der 
Prüfl ing in einer der beiden für nicht bestanden 
erklärten Prüfungen eine Mindestdurchschnitts-
punktzahl von 3,00 erreicht hat.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden die Wörter „Oberlandesge-
richts zu stellen, die oder der den Prüfl ing 
zur ersten Wiederholungsprüfung gemeldet 
hat“ durch die Wörter „Landesjustizprü-
fungsamtes zu stellen“ ersetzt.

  bb)  Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben

52.  § 60 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift wird das Semikolon durch ein 
Komma ersetzt und nach dem Wort „Klage“ wird 
das Wort „, Einwendungen“ eingefügt.

 b)  In Satz 1 wird die Angabe „§ 27 gilt“ durch die 
Wörter „Die §§ 27 und 27a gelten“ ersetzt.

53.  § 62 wird aufgehoben.

54.  § 63 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift werden die Wörter „den geho-
benen Dienst“ durch die Wörter „die Laufbahn-
gruppe 2, erstes Einstiegsamt“ ersetzt.

 b)  In Absatz  1 werden die Wörter „gehobenen Jus-
tizdienst oder für den gehobenen nichttech-
nischen Verwaltungsdienst“ durch die Wörter 
„Justizdienst der Laufbahngruppe 2, erstes Ein-
stiegsamt, oder für den nichttechnischen Verwal-
tungsdienst der Laufbahngruppe 2, erstes Ein-
stiegsamt,“ ersetzt.

 c)  In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „den geho-
benen Dienst“ durch die Wörter „die in Absatz 1 
genannten Laufbahnen“ ersetzt.

55.   § 64 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift werden nach dem Wort „Auf-
bewahrungsfristen“ die Wörter „, Digitalisierung 
von Prüfungsleistungen“ eingefügt.

 b)  Die folgenden Sätze werden angefügt: 

   „Die schriftlichen Prüfungsarbeiten einschließ-
lich der Gutachten der Prüferinnen und Prüfer 
können nach dem Stand der Technik zu deren Er-
setzung in ein elektronisches Dokument übertra-
gen werden. Dabei ist sicherzustellen, dass das 
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elektronische Dokument mit den Unterlagen in 
Papierform bildlich und inhaltlich überein-
stimmt. Die in Papierform vorliegenden schriftli-
chen Prüfungsarbeiten und Gutachten der Prüfe-
rinnen und Prüfer sind zu vernichten, sobald die 
Schlussentscheidung über die staat liche Pfl icht-
fachprüfung oder die zweite juristische Staats-
prüfung bestandskräftig ist. Für die Löschung in 
elektronischer Form gespeicherter Aufsichtsar-
beiten einschließlich der Gutachten der Prüferin-
nen und Prüfer gelten die Sätze 1 bis 3 entspre-
chend.“

56.  § 65 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 werden das Wort „Justizministerium“ 
durch die Wörter „für die Justiz zuständige Mi-
nisterium“ und das Wort „Innenministerium“ 
durch die Wörter „für Inneres zuständige Minis-
terium“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird aufgehoben.

 c)  Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt geändert:

  aa)  Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

   „1.  für die Wiederholung der Prüfung zum 
Zweck der Notenverbesserung nach ei-
nem regulären Versuch, bei der Wiederho-
lung der staatlichen Pfl ichtfachprüfung 
indes begrenzt auf ein Drittel der unge-
fähr tatsächlich anfallenden Kosten,“

  bb)  In Satz  2 werden das Wort „Justizministe-
rium“ durch die Wörter „für die Justiz zu-
ständige Ministerium“, das Wort „Finanzmi-
nisterium“ durch die Wörter „für Finanzen 
zuständigen Ministerium“ und das Wort „In-
nenministerium“ durch die Wörter „für Inne-
res zuständigen Ministerium“ ersetzt.

57.   § 66 wird aufgehoben.

Artikel 2

(1) Dieses Gesetz tritt drei Monate nach der Verkündung 
in Kraft. Die Studienordnungen sowie die universitären 
Prüfungsordnungen zur Zwischenprüfung sind inner-
halb von 24 Monaten nach Verkündung dieses Gesetzes 
anzupassen.

(2) Für Studierende, die sich bereits zur staatlichen 
Pfl ichtfachprüfung gemeldet haben oder sich binnen drei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zur staatlichen 
Pfl ichtfachprüfung melden, fi nden mit Ausnahme von § 4 
Absatz  2 Satz  3, §  8 Absatz  2 und 3, §  9 (ohne Num-
mer 5), § 13 Absatz 1, § 14, § 15 Absatz 1, §§ 20 bis 23, 25 
bis 27 und 27a die Regelungen des Juristenausbildungs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen in der bis Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltenden Fassung Anwendung. Zwi-
schenprüfungen, die unter Geltung genehmigter univer-
sitärer Studien- und Prüfungsordnungen vor dem in Ab-
satz  1 Satz  2 genannten Zeitpunkt bestanden wurden, 
werden als Zulassungsvoraussetzung nach §  7 Absatz  1 
Nummer  2 des Juristenausbildungsgesetzes Nordrhein-
Westfalen anerkannt.

(3) Für Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare, 
die bereits den Vorbereitungsdienst aufgenommen haben, 
fi nden die Regelungen des Juristenausbildungsgesetzes 
in der bis zum Tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes gel-
tenden Fassung Anwendung. Sie können den Vorberei-
tungsdienst nach diesen Regelungen binnen zwei Jahren 
und sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
durchführen. Für das gesamte Prüfungsverfahren gilt 
das bei der ersten Prüfungsleistung angewendete Recht, 
sofern nicht das Verfahren eingestellt wurde. Bereits ab 
Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten die §  13 Absatz  1, 
§  15 Absatz  4, §§  20 bis 23 (ohne §  20 Absatz  1 Num-
mer 1), § 27 sowie § 27a in Verbindung mit der jeweiligen 
Verweisungsnorm. 

(4) Auf Wiederholungsprüfungen, einschließlich der Wie-
derholungen zum Zwecke der Notenverbesserung, ist das 
beim ersten Prüfungsversuch angewendete Recht anzu-
wenden. Dies gilt auf Antrag auch, wenn die Prüfung für 
nicht unternommen erklärt worden ist oder als nicht un-
ternommen gilt. Satz  1 gilt nicht, wenn die Prüfung zu 
den dort genannten Verfahren nach Ablauf von drei Jah-

ren und sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Geset-
zes erfolgt ist. 

Artikel 3

Nach Inkrafttreten des Gesetzes soll alle drei Jahre eine 
Evaluierung dieses Gesetzes und der nach diesem Gesetz 
abgeschlossenen Prüfungen erfolgen. Der Landtag soll 
über das Ergebnis in Kenntnis gesetzt werden.

Düsseldorf, den 9. November 2021

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Der Minister der Justiz

Peter  B i e s e n b a c h

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

– GV. NRW. 2021 S. 1190

316

Gesetz
zur Änderung des Schiedsamtsgesetzes

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Änderung des Schiedsamtsgesetzes

Vom 9. November 2021

Artikel 1

Das Schiedsamtsgesetz vom 16. Dezember 1992 (GV. 
NRW. 1993 S. 32), das zuletzt durch Artikel 21 des Geset-
zes vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1.  Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

 a)  Die Angabe zu § 7 wird wie folgt gefasst:

   „§ 7 Aufsicht, Verzeichnis der Schiedspersonen“.

 b)  Nach der Angabe zu §  7 wird folgende Angabe 
eingefügt:

  „§ 7a Datenschutz“.

 c)  Die Angabe zu § 22 wird wie folgt gefasst:

   „§  22 Erscheinen der Parteien, Vertretung, Ver-
handlung im Wege der Bild- und Tonübertra-
gung“.

2.  § 1 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

  „Seine Aufgaben werden von Schiedspersonen 
wahrgenommen.“

3.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  3 Nummer  1 wird die Angabe „30.“ 
durch die Angabe „25.“ ersetzt.
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 b)  In Absatz 4 wird die Angabe „70.“ durch die An-
gabe „75.“ ersetzt.

4.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift werden nach dem Wort „Auf-
sicht“ die Wörter 

   „,Verzeichnis der Schiedspersonen“ eingefügt.

 b)  Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

  „1.  das für Justiz zuständige Ministerium;“.

 c)  Folgender Absatz 3 wird eingefügt:

   „(3) Die Behörden gemäß Absatz  1 sind zur Er-
füllung der ihnen obliegenden Aufgaben befugt, 
personenbezogene Daten von Schiedspersonen zu 
verarbeiten. Diese Behörden sind befugt, Namen, 
Anschriften, Telefonnummern und Adressen für 
elektronische Post der im jeweiligen Bezirk täti-
gen Schiedspersonen an das für Justiz zuständige 
Ministerium zu übermitteln. Die übermittelten 
Daten werden in eine öffentliche Datenbank ein-
gestellt, die das Auffinden der örtlich zuständigen 
Schiedsperson nach § 14 ermöglicht.“

5.  Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt:

 „§ 7a

 Datenschutz

  Soweit in diesem Gesetz für die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten nicht etwas Abweichendes ge-
regelt ist, gilt das Datenschutzgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S.  244, ber. 
S. 278 und S. 404) in der jeweils geltenden Fassung.“

6.  § 11 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

  „Für jede Schiedsperson wird von der Gemeinde 
eine stellvertretende Schiedsperson gewählt oder 
aus dem Kreis weiterer Schiedspersonen durch Ver-
tretungsregelung festgelegt.“

7.  § 13 wird wie folgt gefasst:

 „§ 13

 Sachliche Zuständigkeit

  (1) Das Schiedsamt ist in bürgerlichen Rechtsstrei-
tigkeiten zuständig

 1.  für die Verfahren, in denen nach § 53 des Justizge-
setzes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 
(GV. NRW. S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 1. September 2020 (GV. NRW. 
S. 818) geändert worden ist, ein Einigungsversuch 
durchzuführen ist (obligatorische Schlichtung) 
und

 2.  für sonstige Schlichtungsverfahren (fakultative 
Schlichtung).

  (2) Das Schlichtungsverfahren fi ndet nicht statt in

 1.  bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, die in die sach-
liche Zuständigkeit der Familien- oder Arbeitsge-
richte fallen, und

 2.  Streitigkeiten wegen Verletzungen der persön-
lichen Ehre, die in Presse und Rundfunk began-
gen worden sind.“

8.  § 14 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Das Wort „wohnt“ wird durch die Wörter „ih-
ren Wohnsitz hat“ ersetzt.

  bb)  Folgende Sätze werden angefügt:

    „Weist das Schlichtungsverfahren einen Be-
zug zu einer selbstständigen Erwerbstätigkeit 
der Gegenpartei auf, kann auch deren Nie-
derlassung die Zuständigkeit der Schiedsper-
son begründen. Handelt es sich bei der Ge-
genpartei um eine juristische Person, richtet 

sich die Zuständigkeit nach ihrem Sitz oder 
ihrer Niederlassung.“

 b)  Nach Absatz  1 werden folgende Absätze 2 bis 4 
eingefügt:

   „(2) Neben der Zuständigkeit nach Absatz 1 gel-
ten zusätzlich folgende besondere Zuständig-
keitsregelungen, wonach

  1.  bei Streitigkeiten über Ansprüche aus Miet- 
oder Pachtverhältnissen über Räume auch die 
Schiedsperson zuständig ist, in deren Bezirk 
sich die Räume befi nden,

  2.  bei Streitigkeiten über Ansprüche aus Eigen-
tum an einem Grundstück oder wegen dessen 
Belastung auch die Schiedsperson zuständig 
ist, in deren Bezirk das Grundstück belegen ist, 
und

  3.  bei Streitigkeiten innerhalb einer Hausgemein-
schaft sowie zwischen Bewohnerinnen und Be-
wohnern unmittelbar aneinandergrenzender 
Hausgrundstücke unabhängig von der rechtli-
chen Beziehung der Parteien auch die Schieds-
person zuständig ist, in deren Bezirk das Haus 
belegen ist beziehungsweise die Hausgrundstü-
cke belegen sind.

   (3) Sind nach den Absätzen 1 und 2 mehrere 
Schiedspersonen zuständig, hat die antragstel-
lende Partei die Wahl.

   (4) Für die Zuständigkeit nach den Absätzen 1 
und 2 ist der Zeitpunkt der Zustellung des 
Schlichtungsantrages an die Gegenpartei maß-
geblich. Später eintretende Veränderungen berüh-
ren die Zuständigkeit nicht.“

 c)  Der bisherige Absatz  2 wird Absatz  5 und ihm 
wird folgender Satz angefügt:

   „Die Schiedsperson ist in diesem Fall berechtigt, 
die Durchführung des Verfahrens abzulehnen, 
wenn keine der Parteien ihren nach Absatz  1 
maßgeblichen Wohnsitz oder Sitz beziehungs-
weise ihre nach Absatz 1 maßgebliche Niederlas-
sung im Bezirk hat.“

9.  § 17 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer  1 werden die Angabe „Abs.“ 
durch das Wort „Absatz“ und die Angabe 
„Nr.“ durch das Wort „Nummer“ ersetzt. 

  bb)  Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

   „3.  Bedenken gegen die Geschäftsfähigkeit 
oder die Verfügungsbefugnis einer Partei 
beziehungsweise ihrer gesetzlichen Ver-
tretung oder gegen die Legitimation ihrer 
Vertretung bestehen.“

 b)  In Absatz  2 Nummer  1 werden nach dem Wort 
„ist“ die Wörter „, sofern nicht das Gericht gemäß 
§  278a Absatz  1 der Zivilprozessordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 
2005 (BGBl.  I S.  3202; 2006 I S.  431; 2007 I 
S. 1781) in der jeweils geltenden Fassung den Ver-
such einer außergerichtlichen Konfl iktbeilegung 
vorgeschlagen hat“ eingefügt.

10.  § 20 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

   „Haben die Parteien ihren nach §  14 Absatz  1 
maßgeblichen Wohnsitz oder Sitz beziehungs-
weise ihre nach §  14 Absatz  1 maßgebliche Nie-
derlassung nicht in demselben Schiedsamtsbezirk 
und ergibt sich auch aus § 14 Absatz 2 keine Zu-
ständigkeit am Wohnsitz, Sitz oder der Niederlas-
sung der antragstellenden Partei, so kann der An-
trag auch bei dem Schiedsamt des Bezirks, in dem 
die antragstellende Partei ihren Wohnsitz, ihren 
Sitz oder ihre Niederlassung hat, zu Protokoll ge-
geben werden.“
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 b)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

   „(3) Sofern die Schiedsperson für ihre Amtsaus-
übung einen entsprechenden Empfangsweg eröff-
net hat, kann der Antrag in Abweichung zu Ab-
satz  1 Satz  2 auch mittels elektronischer Post 
übermittelt werden. In diesem Fall genügt die 
Textform im Sinne von §  126b des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs.“

 c)  Der bisherige Absatz  3 wird Absatz  4 und ihm 
wird folgender Satz angefügt:

   „Dies gilt nicht, wenn der Antrag gemäß § 23 Ab-
satz 1 als zurückgenommen gilt.“

11.  § 22 wird wie folgt geändert: 

 a)  In der Überschrift werden nach dem Wort „Ver-
tretung“ die Wörter „, Verhandlung im Wege der 
Bild- und Tonübertragung“ eingefügt.

 b)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

   „Die antragsstellende Partei ist auch über die 
Folge eines unentschuldigten Ausbleibens nach 
§ 23 Absatz 1 zu unterrichten."

 c)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

   „(3) Die Schiedsperson hat sich Gewissheit über 
die Person der Erschienenen zu verschaffen.“

 d)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

 e)  Folgender Absatz 5 wird angefügt:

   „(5) Die Schiedsperson kann den Parteien, ihren 
Vertreterinnen und Vertretern, Bevollmächtigten 
und Beiständen auf Antrag oder von Amts wegen 
mit Zustimmung der anderen Partei gestatten, 
sich während der Verhandlung an einem anderen 
Ort aufzuhalten und dort Verfahrenshandlungen 
vorzunehmen. Die Verhandlung wird zeitgleich in 
Bild und Ton an diesen Ort und in das Sitzungs-
zimmer übertragen. Nehmen sämtliche Beteiligte 
im Wege einer Bild- und Tonübertragung an der 
Verhandlung teil, steht es auch der Schiedsperson 
frei, den Ort ihrer Teilnahme zu wählen. Die 
Übertragung wird nicht aufgezeichnet.“

12.  § 23 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Bleibt die antragstellende Partei im Termin 
aus, ohne ihr Ausbleiben innerhalb eines Monats 
nach dem Termin nach Maßgabe von §  21 Ab-
satz 4 Satz 1 und 2 genügend zu entschuldigen, so 
gilt der Antrag als zurückgenommen.“

 b)  In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „Abs.“ durch 
das Wort „Absatz“ ersetzt.

13.  In § 24 Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort „be-
stimmen“ die Wörter „, sofern nicht die Parteien das 
Ruhen des Verfahrens vereinbaren“ eingefügt.

14.  Dem § 25 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

  „Eine Beweiserhebung ist nicht zulässig, wenn die 
Verhandlung ganz oder teilweise im Wege der Bild- 
und Tonübertragung nach § 22 Absatz 5 erfolgt.“

15.  § 26 Absatz 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

 „2.  die Namen und Anschriften der erschienenen 
Parteien, gesetzlichen Vertreterinnen und Vertre-
ter, Bevollmächtigten, Beistände, Dolmetscherin-
nen und Dolmetscher sowie die Angabe, ob die 
Schiedsperson die Beteiligten kennt oder wie sie 
sich Gewissheit über ihre Person sowie über die 
Legitimation der gesetzlichen Vertreterinnen und 
Vertreter beziehungsweise der Bevollmächtigten 
verschafft hat,“.

16.  Dem § 28 wird folgender Absatz 3 angefügt:

  „(3) Nimmt eine Partei im Wege einer Bild- und Ton-
übertragung gemäß §  22 Absatz  5 an der Verhand-
lung teil, kann ihre Zustimmung zum Vergleich auch 
mündlich erklärt werden. In diesem Fall ist die Er-
klärung von der Schiedsperson im Protokoll geson-
dert zu vermerken.“

17.  § 29a wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  1 Buchstabe a werden nach dem Wort 
„und“ die Wörter „nach Maßgabe von §  23 Ab-
satz 2“ eingefügt und die Angabe „(§ 23 Abs. 2)“ 
wird gestrichen.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 wird die Angabe „Abs.“ durch das 
Wort „Absatz“ ersetzt.

  bb)  In Satz  2 werden die Wörter „gemäß §  23 
Abs. 1 Satz 1“ durch die Wörter „aufgrund ei-
ner Vereinbarung der Parteien“ ersetzt.

18.  § 34 wird wie folgt geändert: 

 a)  Die Angabe „Abs.“ wird durch das Wort „Absatz“ 
ersetzt. 

 b)  Die Angabe „(StPO)“ wird gestrichen.

 c)  Folgender Satz wird angefügt:

   „Es ist zuständig für die dort genannten Verge-
hen.“

19.  § 39 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „Abs. 2 und 
3“ durch die Wörter „Absatz 2 und 4“ ersetzt. 

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden nach den Wörtern „dem Ter-
min“ die Wörter „nach Maßgabe von § 21 Ab-
satz  4 Satz  1 und 2“ eingefügt und die An-
gabe „(§ 21 Abs. 4 Satz 1)“ wird gestrichen.

  bb)  In Satz 2 wird die Angabe „Abs.“ durch das 
Wort „Absatz“ ersetzt.

  cc)  In Satz 3 wird die Angabe „Abs. 3“ durch die 
Angabe „Absatz 4“ ersetzt.

 c)  In Absatz  3 Satz  1 werden nach den Wörtern 
„dem Termin“ die Wörter „nach Maßgabe von § 21 
Absatz 4 Satz 1 und 2“ eingefügt und die Angabe 
„(§ 21 Abs. 4 Satz 1)“ wird gestrichen.

 d)  In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „(§ 21 Abs. 4 
Satz  1)“ durch die Wörter „nach Maßgabe von 
§ 21 Absatz 4 Satz 1 und 2“ ersetzt.

20.  § 45 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 wird die Angabe „10“ durch die An-
gabe „20“ ersetzt und die Angabe „25“ wird 
durch die Angabe „30“ ersetzt.

 b)  In Absatz 2 wird die Angabe „40“ durch die An-
gabe „50“ ersetzt.

21.  § 46 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Nummer 1 werden die Wörter „§ 136 
Abs.  2 des Gesetzes über die Kosten in Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (Kos-
tenordnung)“ durch die Wörter „Nummer  31000 
Nummer 1 bis 3 der Anlage 1 (Kostenverzeichnis) 
zum Gerichts- und Notarkostengesetz vom 23. 
Juli 2013 (BGBl.  I S. 2586) in der jeweils gelten-
den Fassung“ ersetzt.

 b)  In Absatz 2 Satz 4 wird jeweils die Angabe „Abs.“ 
durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

22.  § 48 wird wie folgt geändert:

 a)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

   „Die Gemeinde kann zugunsten der Schiedsper-
son auf ihren Anteil ganz oder unter Anrechnung 
auf die Erstattung von Sachkosten nach § 12 Ab-
satz 1 verzichten.“

 b)  In Absatz  3 wird die Angabe „Abs.“ durch das 
Wort „Absatz“ ersetzt.

23.  In § 49 wird das Wort „Justizministerium“ durch die 
Wörter „für Justiz zuständige Ministerium“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 2021 in Kraft.

Düsseldorf, den 9. November 2021
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Gesetz
zur Einführung des Fahrrad- und Nahmobilitäts-
gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen sowie 
zur Änderung des Straßen- und Wegegesetzes

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Einführung des Fahrrad- und Nahmobilitäts-
gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen sowie 
zur Änderung des Straßen- und Wegegesetzes

Vom 9. November 2021

99

Artikel 1
Fahrrad- und Nahmobilitätsgesetz 
des Landes Nordrhein-Westfalen

(Fahrrad- und Nahmobilitätsgesetz – FaNaG)

Inhaltsübersicht

Präambel

Abschnitt 1
Allgemeines

§ 1   Geltungsbereich und Begriffsbestimmung

§ 2   Aktionsplan Fahrrad und Nahmobilität

§ 3   Förderprogramm Nahmobilität

§ 4   Öffentlichkeitsarbeit

§ 5   Förderung fußgänger- und fahrradfreundlicher 
 Organisationen

§ 6   Fortbildungsprogramm

Abschnitt 2
Verkehrssicherheit

§ 7   Verkehrssicherheitsprogramm

§ 8   Präventive Verkehrssicherheit – Förderung

§ 9   Sicherheitsaudits

§ 10   Schulische Verkehrserziehung und Mobilitäts-
bildung

§ 11   Abbiegeassistenzsysteme

Abschnitt 3
Fußverkehr

§ 12  Grundsätze

§ 13   Planung, Bau und Betrieb von Fußverkehrsanlagen

§ 14   Fußverkehrsnetze

§ 15   Anbindung von Bushaltestellen

Abschnitt 4
Radverkehr

§ 16   Grundsätze

§ 17   Festlegung Radvorrangnetz

§ 18   Radschnellverbindungen des Landes

§ 19   Bedarfsplan für Radschnellverbindungen des 
 Landes

§ 20   Lokale und überörtliche Radverkehrsnetze

§ 21   Zustandserfassung von Radverkehrsnetzen

§ 22   Nutzung von Wirtschaftswegen

§ 23   Digitale Netzaufbereitung

§ 24   Sichere Radverkehrs- und Fußverkehrsführung bei 
Baumaßnahmen

§ 25   Einheitliche wegweisende Beschilderung von 
 Radwegen

§ 26   Bau und Förderung von Radabstellanlagen, 
 Mobilstationen und Fahrradstationen

§ 27   Fahrradfreundlicher Arbeitgeber Land

§ 28   Rad- und Elektrokleinstfahrzeuge-Sharing

§ 29   Lasten- und Spezialfahrräder

Abschnitt 5
Andere Formen der Nahmobilität

§ 30  Elektrokleinstfahrzeuge

Abschnitt 6
Mobilitätsmanagement

§ 31  Vernetzte Mobilität und Mobilitätsdaten

§ 32   Förderung der vernetzten Mobilität und des 
 Mobilitätsmanagements

Abschnitt 7
Schlussbestimmungen

§ 33  Evaluation

§ 34  Inkrafttreten

Präambel

Ziel dieses Gesetzes ist die Verbesserung des Radver-
kehrs und anderer Formen der Nahmobilität im Land 
Nordrhein-Westfalen und damit einen Beitrag für eine 
insgesamt nachhaltige Mobilität zu leisten. Landesweit 
soll der Radverkehr so attraktiv werden, dass sich mehr 
Menschen im Alltag für das Rad entscheiden können. So 
soll ein Radverkehrsanteil von 25 Prozent im Modalsplit 
der Wege erreicht werden. Dazu kann auch der Radtou-
rismus einen Beitrag leisten. Das Fahrrad soll sowohl als 
eigenständiges umwelt- und klimafreundliches Verkehrs-
mittel als auch als wesentlicher Bestandteil intermodaler 
Mobilitätsketten, insbesondere in Verbindung mit dem 
öffentlichen Personennahverkehr, gestärkt werden. Zu-
künftig sollen alle Verkehrsmittel eine gleich bedeutsame 
Rolle einnehmen.

Mit diesem Gesetz wird die Grundlage für ein umwelt-
schonendes, sicheres und nutzerorientiertes Angebot der 
Fahrrad- und anderer Formen der Nahmobilität geschaf-
fen. Allen Menschen soll ein möglichst uneingeschränk-
ter und barrierefreier Zugang zu einer gesundheitsför-
dernden Verkehrsinfrastruktur gewährt werden. 

Neben dem Radverkehr leisten weitere Verkehrsarten ei-
nen wichtigen Beitrag zur Nahmobilität, insbesondere 
der Fußverkehr. Ihm kommt eine elementare verkehr-
liche, gesundheitliche und soziale Bedeutung zu. Innova-
tive neue Verkehrsmittel, wie zum Beispiel Elektro-
kleinstfahrzeuge, ergänzen das Angebot und unterstüt-
zen das Vernetzen von Wegeketten.

Das Land Nordrhein-Westfalen orientiert sich bei der 
Verbesserung des Radverkehrs und anderer Formen der 
Nahmobilität auch an dem Ziel der Verkehrssicherheit, 
dass niemand im Straßenverkehr getötet oder mit le-
benslangen Schäden schwer verletzt wird („Vision 
Zero“).
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Abschnitt 1

Allgemeines

§ 1

Geltungsbereich und
Begriffsbestimmung

(1) Dieses Gesetz gilt für alle Straßen, Wege und Plätze, 
die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind und deren 
Träger der Straßenbaulast das Land, ein Gemeindever-
band oder eine Gemeinde ist, sowie dem öffentlichen 
Verkehr gewidmete Betriebs- und Wirtschaftswege in 
Privateigentum. § 22 gilt auch für sonstige Betriebs- und 
Wirtschaftswege.

(2) Nahmobilität im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet 
die individuelle Mobilität, zu Fuß, mit dem Fahrrad 
 einschließlich Pedelecs und mit anderen nicht moto-
risierten Verkehrs- beziehungsweise Fortbewegungs-
möglichkeiten sowie mit Elektrokleinstfahrzeugen im 
Sinne der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung vom 
6.  Juni 2019 (BGBl.  I S.  756) in der jeweils geltenden 
Fassung und mit motorisierten Krankenfahrstühlen im 
Sinne von §  2 Nummer  13 der Fahrzeug-Zulassungs-
verordnung vom 3. Februar 2011 (BGBl. I S. 139) in der 
jeweils geltenden Fassung.

§ 2

Aktionsplan Fahrrad und Nahmobilität

Die Landesregierung stellt fl ankierend zu diesem Gesetz 
unter Federführung des für Verkehr zuständigen Ministe-
riums einen Aktionsplan auf, der Handlungsschwer-
punkte zur Erreichung der Ziele dieses Gesetzes, insbe-
sondere in den Gemeinden und Gemeindeverbänden, 
enthält. Der Aktionsplan wird alle fünf Jahre von dem 
für Verkehr zuständigen Ministerium in Abstimmung mit 
den darüber hinaus betroffenen Ministerien evaluiert.

§ 3

Förderprogramm Nahmobilität

Das für Verkehr zuständige Ministerium fördert Projekte 
der Nahmobilität und stellt dazu jährlich das Förderpro-
gramm Nahmobilität auf. Es stellt Förderrichtlinien auf, 
welche unter anderem den Zugang zu dem Förderpro-
gramm Nahmobilität regeln.

§ 4

Öffentlichkeitsarbeit

Die fachlich zuständigen Landesministerien werben 
durch geeignete Maßnahmen für den Radverkehr und 
Radtourismus, den Fußverkehr und weitere Formen der 
Nahmobilität.

§ 5

Förderung fußgänger- und fahrradfreundlicher 
Organisationen

Der Arbeitsgemeinschaft fußgänger- und fahrradfreund-
licher Städte, Gemeinden und Kreise in NRW e.V., im 
Folgenden AGFS genannt, unterstützt Gemeinden und 
Gemeindeverbände, um den innerstädtischen Fuß- und 
Radverkehr zu fördern. Das für Verkehr zuständige 
 Ministerium fördert den AGFS nach Maßgabe der im 
Haushaltsplan jährlich vorgesehenen Finanzmittel insti-
tutionell.

§ 6

Fortbildungsprogramm

Die Themen Radverkehrsförderung und Sicherheit des 
Radverkehrs sind Teil von Aus- und Fortbildungspro-
grammen in Verwaltungen mit Bezug zu Verkehrs- und 
Mobilitätsthemen. Die Inhalte basieren auf grundsätzli-
chen Abstimmungen mit dem für Verkehr zuständigen 
Ministerium.

Abschnitt 2
Verkehrssicherheit

§ 7
Verkehrssicherheitsprogramm

(1) Das für Verkehr zuständige Ministerium stellt zur 
Verfolgung des Zieles, dass niemand im Straßenverkehr 
getötet oder mit lebenslangen Schäden schwer verletzt 
wird („Vision Zero“), ein Verkehrssicherheitsprogramm 
auf. Im Verkehrssicherheitsprogramm sind auf Grund-
lage einer Analyse von Unfallursachen und Risikogrup-
pen die weitergehenden Qualitätsziele und entspre-
chende Handlungsschwerpunkte zu benennen und Werk-
zeuge und Handlungshinweise zur Verfügung zu stellen.

(2) Das Verkehrssicherheitsprogramm wird alle fünf 
Jahre von dem für Verkehr zuständigen Ministerium in 
Abstimmung mit dem für Inneres zuständigen Ministe-
rium und den darüber hinaus betroffenen Ministerien 
evaluiert. 

§ 8
Präventive Verkehrssicherheit – Förderung

(1) Das für Verkehr zuständige Ministerium fördert Maß-
nahmen zur Sicherheit im Verkehr. 

(2) Präventive Verkehrssicherheitsarbeit wird durch den 
Deutsche Verkehrswacht – Landesverkehrswacht Nord-
rhein-Westfalen e.V. unterstützt. Das für Verkehr zustän-
dige Ministerium fördert den Deutsche Verkehrswacht – 
Landesverkehrswacht Nordrhein-Westfalen e.V. nach 
Maßgabe der im Haushaltsplan jährlich vorgesehenen 
Finanzmittel institutionell. 

§ 9
Sicherheitsaudits

(1) Sicherheitsaudits im Sinne dieses Gesetzes bezeich-
nen die unabhängige Prüfung aller sicherheitsrelevanten 
Planungsunterlagen in jeder Planungsphase nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik, um Sicher-
heitsdefi zite in der Planungsphase zu identifi zieren. 

(2) Bei größeren Neu- oder Ausbaumaßnahmen an Stra-
ßen in der Baulast des Landes sollen grundsätzlich 
 Sicherheitsaudits durchgeführt werden. 

(3) Hinsichtlich der Straßen und Radwege im klassifi -
zierten Netz sind Sicherheitsaudits bei Bedarf Vorausset-
zung einer Förderung.

§ 10 
Schulische Verkehrserziehung und Mobilitätsbildung

Die schulische Verkehrserziehung und Mobilitätsbildung 
auf der Grundlage des § 29 Absatz 1 des Schulgesetzes 
NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102) in der je-
weils geltenden Fassung wird durch Aktivitäten der Poli-
zei ergänzend unterstützt.

§ 11
Abbiegeassistenzsysteme

(1) Das Land stattet innerhalb von fünf Jahren ab In-
krafttreten dieses Gesetzes alle landeseigenen Nutzfahr-
zeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 
3,5 Tonnen und Kraftomnibusse mit mehr als neun Sitz-
plätzen einschließlich Fahrersitzplatz mit einem Abbiege-
assistenzsystem aus, sofern dies im jeweiligen Einzelfall 
technisch realisierbar ist. Ein Abbiegeassistenzsystem im 
Sinne dieses Gesetzes ist ein technisches System, das die 
Fahrerin oder den Fahrer eines in Satz  1 beschriebenen 
Fahrzeugs auf nahende Radfahrerinnen und Radfahrer 
hinweist, die sich rechts des Fahrzeuges befi nden und bei 
einem beginnenden Abbiegevorgang gefährdet werden 
würden. Der Hinweis wird als abstraktes Signal erwartet, 
zum Beispiel als Warnton oder als Warnleuchte. Das Ab-
biegeassistenzsystem muss die  Anforderungen an die 
Funktion von Abbiegeassistenzsystemen, die in der Be-
kanntmachung des Bundesministeriums für Verkehr und 
digitale Infrastruktur „Empfehlungen zu technischen 
Anforderungen an Abbiegeassistenzsysteme für die Aus- 
und Nachrüstung an Nutzfahrzeugen > 3,5 Tonnen und 
Kraftomnibussen mit mehr als 9 Sitzplätzen einschließ-



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 79 vom 17. November 2021 1203

lich Fahrerplatz zur Erteilung einer Allgemeinen Be-
triebserlaubnis für Abbiegeassistenzsysteme“ vom 19. 
September 2018 (VkBl. S. 719) gestellt werden, erfüllen.

(2) Eine Förderung von Nutzfahrzeugen mit einer zuläs-
sigen Gesamtmasse von mehr als 3,5 Tonnen und Kraft-
omnibussen mit mehr als neun Sitzplätzen einschließlich 
Fahrersitzplatz durch das Land Nordrhein-Westfalen ist 
nur möglich, wenn diese mit einem Abbiegeassistenzsys-
tem im Sinne von Absatz 1 ausgestattet sind.

Abschnitt 3
Fußverkehr

§ 12
Grundsätze

(1) Die Träger der Straßenbaulast wahren und stärken 
die Funktion von Gehwegen als geschützten Raum, ge-
rade auch für besonders schutzbedürftige Verkehrsteil-
nehmende bei Planungen und Maßnahmen mit Auswir-
kungen auf Gehwege. 

(2) Ausreichend breite und zusammenhängende Geh-
wege leisten einen maßgeblichen Beitrag zur Verbesse-
rung der Mobilität und zur Erhöhung der Sicherheit und 
der Aufenthaltsqualität des Fußverkehrs. Bei dem Neu-, 
Aus- und Umbau von Straßen sollen Gehwege bei der 
Straßenraumaufteilung und Straßenraumgestaltung be-
sonders berücksichtigt werden.

(3) Zur Gewährleistung einer hohen Qualität und mög-
lichst weitgehenden Barrierefreiheit und Sicherheit der 
Fußverkehrsinfrastruktur treiben die jeweiligen Träger 
der Straßenbaulast den Erhalt, die Sanierung und die 
Verbesserung der bestehenden Fußverkehrsinfrastruktur 
voran.

§ 13
Planung, Bau und Betrieb von Fußverkehrsanlagen

(1) Für den Bau, Umbau und die Unterhaltung von Geh-
wegen gilt § 9 Absatz 2 Satz 2 des Straßen- und Wegege-
setzes des Landes Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 1995 (GV. 
NRW. S. 1028, ber. 1996, S. 81, S. 141, S. 216, S. 335, ber. 
2007, S. 327) in der jeweils geltenden Fassung, nach dem 
darauf zu achten ist, dass im Sinne der allgemeinen Mo-
bilitätsteilhabe eine möglichst weitgehende Barrierefrei-
heit erreicht wird.

(2) Die Straßenverkehrsbehörden sollen die Belange des 
Fußverkehrs bei der Schaltung von Lichtsignalanlagen 
gegenüber den Belangen des Kraftfahrzeug- und Rad-
verkehrs gleichberechtigt berücksichtigen.

(3) Bei dem Neu-, Aus- und Umbau von Straßen sollen 
Radverkehr und Fußverkehr innerhalb der Ortslagen 
grundsätzlich getrennt geführt werden. Eine Mitbenut-
zung von Gehwegen durch den Radverkehr soll aus Ver-
kehrssicherheitsgründen nur nachrangig gegenüber an-
deren Führungsformen für den Radverkehr vorgesehen 
werden.

§ 14
Fußverkehrsnetze

(1) Die Träger der Straßenbaulast sollen innerhalb der 
Ortslagen durchgängige Fußverkehrsnetze schaffen, die 
den Fußverkehr grundsätzlich direkt, sicher, komfortabel 
und möglichst weitgehend barrierefrei führen. Im Rah-
men bestehender oder künftig zu entwickelnder Mobili-
tätskonzepte soll dem Fußverkehr eine größere Bedeu-
tung eingeräumt werden. Abweichungen von diesem 
Grundsatz sind gesondert zu begründen.

(2) Haupterschließungsachsen des Fußverkehrs sollen 
unter Berücksichtigung der Klassifi zierung der Straßen 
und Wege grundsätzlich priorisiert geführt werden.

(3) Die Träger der Straßenbaulast sollen Verkehrssicher-
heit und Aufenthaltsqualität innerhalb der Fußverkehrs-
netze gewährleisten. Zur Vorbereitung können insbe-
sondere Fußgängerverkehrsschauen der örtlich zuständi-
gen Straßenverkehrsbehörden, Straßenbaulastträger und 
der Polizei, gegebenenfalls mit Beteiligung fachkundi-
ger  Personen und Personengruppen, oder Fußverkehrs-

Checks durchgeführt werden. Das für Verkehr zuständige 
Ministerium stellt dazu Hilfestellungen und Fortbil-
dungsangebote bereit.

(4) Auch für Querungen gilt §  9 Absatz  2 des Straßen- 
und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen. Sie 
müssen grundsätzlich für den Fußverkehr nach den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik sicher, barriere-
frei und so gestaltet sein, dass der Fußverkehr in einer 
angemessenen Zeit die andere Straßenseite erreicht. Fuß-
gängerüberwege stellen neben Fußgängerlichtsignalan-
lagen eine besonders geeignete Form der Sicherung dar 
und dienen der Barrierefreiheit.

(5) Innerhalb der Fußverkehrsnetze soll der Weg zu 
wichtigen Alltags- und Freizeitzielen für den Fußverkehr 
grundsätzlich unter Zeit- oder Entfernungsangaben 
durch den jeweiligen Träger der Straßenbaulast beschil-
dert werden. Diese Beschilderung wird von dem für Ver-
kehr zuständigen Ministerium gefördert.

§ 15
Anbindung von Bushaltestellen

An Bushaltestellen des öffentlichen Personennahver-
kehrs an außerörtlichen Hauptverkehrsstraßen muss eine 
Fußverkehrsanlage für den wartenden Fußverkehr im 
Seitenraum vorhanden sein, wenn dies aus Gründen der 
Verkehrssicherheit erforderlich ist. Die Bushaltestellen 
müssen über eine sichere und möglichst barrierefreie 
Fußverkehrsanlage an das Fußverkehrsnetz angebunden 
sein, wenn dies aus Gründen der Verkehrssicherheit er-
forderlich ist.

Abschnitt 4
Radverkehr

§ 16
Grundsätze

(1) Bei der Förderung des Radverkehrs wirken die öf-
fentliche Verwaltung und nicht staatliche Organisationen 
zusammen.

(2) Zur Gewährleistung einer hohen Qualität und mög-
lichst weitgehenden Barrierefreiheit und Verkehrssicher-
heit der Radverkehrsinfrastruktur treiben die jeweiligen 
Träger der Straßenbaulast den Erhalt, die Sanierung und 
die Verbesserung der bestehenden Radverkehrsinfra-
struktur voran.

(3) Das Land Nordrhein-Westfalen baut die Radver-
kehrsinfrastruktur in seiner Baulast weiter aus. Es för-
dert den Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur in der 
Baulast der Gemeinden und Gemeindeverbände.

(4) Bei jeder Maßnahme des Neu-, Um- und Ausbaus von 
Landesstraßen in der Baulast des Landes ist zu prüfen, 
ob eine geeignete Radverkehrsführung vorliegt oder die 
Möglichkeit einer Neuanlage besteht. Bei jeder Sanie-
rungsmaßnahme ist zu prüfen, ob ein vorhandener Rad-
weg aufgrund von Mängeln mit zu sanieren ist. Bei Stra-
ßensanierungsmaßnahmen sind Markierungslösungen 
zur sicheren Radverkehrsführung zu prüfen.

(5) Bei der Planung und Priorisierung von Radverkehrs-
anlagen orientieren sich die Träger der Straßenbaulast 
an einem dokumentierten Bedarf. Darüber hinaus kön-
nen auch Angebotsplanungen in Betracht gezogen wer-
den.

§ 17
Festlegung Radvorrangnetz

(1) Das für Verkehr zuständige Ministerium defi niert das 
landesweite Radvorrangnetz, welches für den Radver-
kehr besonders wichtige, überörtliche Verbindungen um-
fasst. 

(2) Das Radvorrangnetz ist erstmalig innerhalb von drei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu defi nieren 
und bei Bedarf fortzuschreiben. Das Radvorrangnetz soll 
auch in Form einer Karte dargestellt werden. Hier iden-
tifi zierte Aus- und Neubaumaßnahmen bezüglich Rad-
schnellverbindungen werden in den Bedarfsplan aufge-
nommen.
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(3) Bereits bestehende oder in Erarbeitung befi ndliche 
überörtliche Radverkehrsnetze können in Teilen in das 
zukünftig landesweite, übergeordnete Radvorrangnetz 
integriert werden und sind dafür gegebenenfalls anzu-
passen.

(4) Die Finanzierung beziehungsweise die Förderung 
einzelner Vorhaben im Bereich des Radverkehrs durch 
das für Verkehr zuständige Ministerium orientiert sich 
vorrangig an der Einbindung in das landesweite Radvor-
rangnetz.

§ 18
Radschnellverbindungen des Landes

(1) Radschnellverbindungen sind die in §  3 Absatz  2 
Satz 2 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nord-
rhein-Westfalen defi nierten Wege, Straßen oder Teile von 
diesen.

(2) Für die Gestaltung der Radverkehrsanlagen für Rad-
schnellverbindungen des Landes erstellt das für Verkehr 
zuständige Ministerium einen Leitfaden oder erlässt Ver-
waltungsvorschriften.

§ 19
Bedarfsplan für Radschnellverbindungen des Landes 

(1) Das für Verkehr zuständige Ministerium erstellt ei-
nen Bedarfsplan für den Bau neuer und die wesentliche 
Änderung bestehender Radschnellverbindungen des 
Landes Nordrhein-Westfalen, im Folgenden Bedarfsplan 
für Radschnellverbindungen genannt, im Einvernehmen 
mit dem für Verkehr zuständigen Ausschuss des Land-
tags. 

(2) Der Bedarfsplan für Radschnellverbindungen um-
fasst die langfristigen Planungen für Radschnellverbin-
dungen. 

(3) Der Bedarfsplan für Radschnellverbindungen wird 
unter Beachtung der Grundsätze und Ziele der Raum-
ordnung und Landesplanung, der Belange des Umwelt-

schutzes, des Städtebaus sowie der Ergebnisse integrier-
ter Verkehrsplanung aufgestellt und fortgeschrieben. 

(4) Der Bedarfsplan für Radschnellverbindungen soll 
erstmalig innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erstellt und nach einer Evaluation im 
Einvernehmen mit dem für Verkehr zuständigen Aus-
schuss des Landtags fortgeschrieben werden.

§ 20
Lokale und überörtliche Radverkehrsnetze

(1) Die Gemeinden sollen in Abstimmung mit den weite-
ren Trägern der Straßenbaulast ein Radverkehrsnetz im 
Gemeindegebiet schaffen (lokales Radverkehrsnetz). Die-
ses soll sich in das überörtliche Radverkehrsnetz gemäß 
Absatz  2 Satz  1 sowie das Radvorrangnetz des Landes 
einfügen. 

(2) Die Gemeindeverbände sollen ein untereinander und 
mit den weiteren Baulastträgern abgestimmtes zusam-
menhängendes Radverkehrsnetz schaffen (überörtliches 
Radverkehrsnetz). Dieses soll sich in das Radvorrangnetz 
des Landes einfügen.

(3) Bei der Abstufung einer Ortsdurchfahrt ist in Ab-
stimmung zwischen dem alten und dem neuen Träger der 
Straßenbaulast dafür Sorge zu tragen, dass bei der Ge-
staltung der abzustufenden Straße die Belange des Rad-
verkehrs besonders beachtet werden.

(4) Radverbindungen zwischen allen im Flächennut-
zungsplan gemäß den §§  1 bis 11 der Baunutzungsver-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. November 2017 (BGBl.  I S. 3786) in der jeweils gel-
tenden Fassung ausgewiesenen Baufl ächen sind anzu-
streben.

§ 21
Zustandserfassung von Radverkehrsnetzen

(1) Die Träger der Straßenbaulast erfassen regelmäßig 
den Zustand der Radverkehrsnetze. Das Land Nord-
rhein-Westfalen unterstützt die Gemeinden und Ge-
meindeverbände bei der Zustandserfassung fi nanziell.

(2) Das für Verkehr zuständige Ministerium stellt digi-
tale Instrumente zur Verfügung, über welche Mängel an 
der Radverkehrsinfrastruktur mitgeteilt werden können.

§ 22
Nutzung von Wirtschaftswegen 

(1) Geeignete Wirtschafts- und Betriebswege können 
durch das Land Nordrhein-Westfalen für eine Nutzung 
als Radwege ertüchtigt, für den Radverkehr freigegeben 
und mit wegweisender Beschilderung ausgestattet wer-
den. Die Prüfung von Wirtschafts- und Betriebswegen 
auf die Eignung für die Nutzung als Radwege wird vom 
Land Nordrhein-Westfalen gefördert. Vor Freigabe eines 
Wirtschafts- und Betriebswegs als Radweg ist die Zu-
stimmung der davon betroffenen Grundeigentümer (We-
getrasse und angrenzender Bestand) einzuholen. Ziel-
konfl ikte mit anderen Nutzerinnen und Nutzern müssen 
dabei berücksichtigt und zu einem sachgerechten Aus-
gleich gebracht werden.

(2) Das Radfahren auf den als Radwegen ausgewiesenen 
Wirtschafts- und Betriebswegen geschieht im Hinblick 
auf natur- und waldtypische Gefahren auf eigene Ge-
fahr. Durch die Ausweisung von Wirtschafts- und Be-
triebswegen als Radweg erwachsen den Grundeigentü-
mern der Wege und der benachbarten Grundstücke keine 
zusätzlichen Verkehrssicherungspfl ichten.

§ 23
Digitale Netzaufbereitung

Die fachlich zuständigen Landesministerien bündeln In-
formationen zur Radroutenerstellung und stellen sie 
weitestgehend barrierefrei und digital zur Verfügung.

§ 24
Sichere Radverkehrs- und Fußverkehrsführung 

bei Baumaßnahmen

Während der Durchführung von Baumaßnahmen im 
 öffentlichen Straßenraum haben die Träger der Straßen-
baulast grundsätzlich eine sichere und möglichst barrie-
refreie Rad- und Fußverkehrsführung nach den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik sicherzustellen. 
Sofern Rad- und Fußverkehrsanlagen vollständig ge-
sperrt werden müssen, ist zu prüfen, ob der Rad- und 
Fußverkehr unter Ausnutzung der Restbreite der Fahr-
bahn auf dieser geführt werden kann. Ist dies nicht mög-
lich, ist zu prüfen, ob es unter Berücksichtigung der ört-
lichen und verkehrlichen Bedingungen sinnvoll ist, für 
den motorisierten Verkehr eine Umleitungsstrecke einzu-
richten, um dem Rad- und Fußverkehr die Breite der 
Fahrbahn anbieten zu können. Bei Bedarf ist eine geeig-
nete Umleitungsstrecke auszuschildern. 

§ 25
Einheitliche wegweisende Beschilderung von Radwegen

Die wegweisende Radwegebeschilderung in Nordrhein-
Westfalen wird wie eine Beschilderung nach der Stra-
ßenverkehrs-Ordnung vom 6. März 2013 (BGBl. I S. 367) 
in der jeweils geltenden Fassung behandelt. Sie ist inso-
weit durch die Straßenverkehrsbehörde verkehrsrecht-
lich anzuordnen. Die Radwegebeschilderung ist nach den 
Hinweisen zur wegweisenden Beschilderung für den 
Radverkehr in Nordrhein-Westfalen auszuführen. 

§ 26
Bau und Förderung von Radabstellanlagen, 

 Mobilstationen und Fahrradstationen 

(1) Mobilstationen sind multimodale Verknüpfungs-
punkte in den Gemeinden, an denen mindestens zwei 
Verkehrsmittel verknüpft werden. Dabei ist die Verknüp-
fung so gestaltet, dass ein örtlicher Wechsel zwischen den 
Verkehrsmitteln durch räumliche Konzentration der An-
gebote und bestenfalls durch entsprechende Gestal-
tungsmaßnahmen mit einem Wiedererkennungswert für 
die Nutzerin oder den Nutzer ermöglicht wird. Die Mo-
bilitätsangebote sind dabei nutzerfreundlich gestaltet. 

(2) Insbesondere zur Verknüpfung der verschiedenen 
Verkehrsarten sollen weitere Radab-stellanlagen, Mobil- 
und Fahrradstationen gebaut werden. Dabei ist auch die 
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Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderung und 
Menschen mit eingeschränkter Mobilität zu berücksich-
tigen. 

(3) Das für Verkehr zuständige Ministerium fördert den 
Bau von Radabstellanlagen im öffentlichen Verkehrs-
raum sowie an Haltestellen des öffentlichen Personen-
nahverkehrs, den Bau von Mobilstationen, auch wenn 
diese keine Verbindung mit dem öffentlichen Personen-
nahverkehr aufweisen, und den Bau von Fahrradstatio-
nen.

(4) Um einen Wechsel vom motorisierten Individualver-
kehr auf Verkehrsarten der Nahmobilität und den öffent-
lichen Personennahverkehr zu fördern, sind Mobil- und 
Fahrradstationen sowie Anlagen für Sharingangebote 
von Fahrrädern, Elektrokleinstfahrzeugen und Carsha-
ring auch bei geeigneten Park-and-Ride-Anlagen zu be-
rücksichtigen.

(5) Die Angebote an Mobilstationen sind in die Aus-
kunfts- und Vertriebssysteme der Verkehrsverbünde 
 (Mobilitätsplattform) einzubinden.

§ 27

Fahrradfreundlicher Arbeitgeber Land

(1) Das Land Nordrhein-Westfalen nimmt als moderner, 
fahrradfreundlicher Arbeitgeber eine Vorbildfunktion 
wahr. Das Land Nordrhein-Westfalen ergreift geeignete 
Maßnahmen, um seine Dienststellen fahrradfreundlicher 
zu gestalten. Dies kann auch im Rahmen eines betriebli-
chen Mobilitätsmanagements erfolgen.

(2) Die Behörden, Landesbetriebe, Sondervermögen, Or-
gane der Rechtspfl ege und Einrichtungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen sollen bis zum 31. Dezember 2026 
für jede fünfte regelmäßig das Dienstgebäude nutzende 
Person einen barrierefrei zu erreichenden und nutzbaren 
Radabstellplatz in einer wettergeschützten Radabstel-
lanlage auf festem Grund einrichten. In jeder Dienst-
stelle des Landes soll eine möglichst barrierefreie 
Duschgelegenheit pro Geschlecht vorgesehen werden.

(3) Absatz  1 gilt auch für Liegenschaften des Landes 
Nordrhein-Westfalen, die vermietet werden.

§ 28

Rad- und Elektrokleinstfahrzeuge-Sharing

Die fachlich zuständigen Landesministerien unterstüt-
zen den Ausbau geeigneter Rad- und Elektrokleinstfahr-
zeuge-Sharing-Angebote. Der Schwerpunkt liegt inso-
weit auf Sharing-Angeboten an Mobilstationen sowie 
beim Ausbau des Rad- und Elektrokleinstfahrzeuge-
Sharings in zentralen Lagen von Wohn- und Gewerbege-
bieten, außerhalb der Innenstädte und im ländlichen 
Raum.

§ 29

Lasten- und Spezialfahrräder

(1) Die Träger der Straßenbaulast berücksichtigen bei 
dem Bau, Ausbau und der Sanierung von Radwegen, Mo-
bilstationen, Fahrradstationen und Radabstellanlagen 
die Belange des Einsatzes von Lastenfahrrädern zum 
Transport von Personen und Gütern. Dazu gehört auch 
die Schaffung geeigneter Radabstellanlagen. Lastenrä-
der im Sinne dieses Gesetzes sind einsitzige Fahrräder 
gemäß §  63a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
vom 26. April 2012 (BGBl. I S. 679) in der jeweils gelten-
den Fassung, die speziell für den Transport von Personen 
und Gütern konstruiert sind.

(2) Ergänzend unterstützt das Land Nordrhein-Westfa-
len den Wandel initial nach Maßgabe einer Förderricht-
linie zur Anschaffung von Lastenrädern für den gemein-
nützigen und gewerblichen Einsatz.

(3) Absatz  1 Satz  1 und 2 gilt sinngemäß auch für die 
Belange von Spezialfahrrädern, die von Menschen mit 
Behinderung und Menschen mit eingeschränkter Mobili-
tät genutzt werden.

Abschnitt 5
Andere Formen der Nahmobilität

§ 30
Elektrokleinstfahrzeuge

(1) Für das Abstellen von Elektrokleinstfahrzeugen im 
Sinne der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung sollen im 
öffentlichen Raum bei Bedarf gesonderte Bereiche jen-
seits von Gehwegen und Radverkehrsanlagen ausgewie-
sen werden. 

(2) Elektrokleinstfahrzeuge stellen einen Bestandteil des 
multimodalen Mobilitätsangebotes dar.

(3) Die Nutzung von Elektrokleinstfahrzeugen soll nicht 
durch kommunale Satzungen so eingeschränkt werden, 
dass ihr Angebot dadurch verhindert wird.

Abschnitt 6
Mobilitätsmanagement

§ 31
Vernetzte Mobilität und Mobilitätsdaten

Um ein ganzheitliches, effizientes Mobilitätsangebot so-
wohl physisch als auch digital zu schaffen, fördert das 
für Verkehr zuständige Ministerium die Errichtung von 
Mobilstationen als Verknüpfungspunkte verschiedener 
Verkehrsarten in den Gemeinden. Es koordiniert die an 
der informationstechnischen Verknüpfung der Verkehrs-
arten beteiligten Akteure, um einen gebündelten Landes-
mobilitätsdatenzugang auf verbreiteten Standards für 
statische und dynamische Mobilitätsdaten zu ermögli-
chen. Das für Verkehr zuständige Ministerium legt für 
die verschiedenen Mobilitätsdatenteilbereiche relevante 
Landesstandards und führende Landesmobilitätsdaten-
systeme fest, die insbesondere bei Förderungen durch 
das Land zu beachten sind. Die Mobilitätsdaten werden 
nur in anonymisierter Form erhoben.

§ 32
Förderung der vernetzten Mobilität 

und des Mobilitätsmanagements

(1) Das für Verkehr zuständige Ministerium fördert Pro-
jekte im Bereich der vernetzten Mobilität und des Mobi-
litätsmanagements und stellt dazu jährlich ein Förder-
programm auf. 

(2) Das für Verkehr zuständige Ministerium fördert das 
Zukunftsnetz Mobilität NRW.

Abschnitt 7
Schlussbestimmungen

§ 33
Evaluation 

(1) Die Landesregierung überprüft dieses Gesetz bis zum 
31. Dezember 2027 und erstattet dem Landtag hierüber 
Bericht. Danach ist das Gesetz alle zehn Jahre zu über-
prüfen und dem Landtag hierüber Bericht zu erstatten.

(2) Zur Evaluation dieses Gesetzes ist ein Fachgremium 
von Fachleuten aus der Politik, der Verwaltung, organi-
sierten Interessenvertretungen und der Wissenschaft zu 
bilden. 

§ 34
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.
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Artikel 2

Gesetz zur Änderung des Straßen- und Wegegesetzes 
Nordrhein-Westfalen

Das Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
September 1995 (GV. NRW. S.  1028, ber. 1996, S.  81, 
S. 141, S. 216, S. 335, ber. 2007, S. 327), das zuletzt durch 
Artikel  4 des Gesetzes vom 26. März 2019 (GV. NRW. 
S. 193) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
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1.  In § 3 Absatz 5 Satz 2 werden nach dem Wort „insbe-
sondere“ die Wörter „Rad- und Gehwege, soweit sie 
nicht nach § 2 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b. zu ei-
ner Straße gehören (selbständige Rad- und Gehwege), 
und“ eingefügt.

2.  Nach § 9 Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt:

  „Bei Radschnellverbindungen des Landes umfasst die 
Straßenbaulast die Beleuchtung.“

3.  § 38a wird wie folgt gefasst:

 „§ 38a
 Rechtsbehelfe

  Die Anfechtungsklage gegen einen Planfeststellungs-
beschluss oder eine Plangenehmigung hat keine auf-
schiebende Wirkung für den Bau oder die Änderung

 1.  einer Landesstraße, die in der Anlage zu § 1 Absatz 1 
des Landesstraßenausbaugesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. April 1993 (GV. NRW. 
S. 297), das zuletzt durch Gesetz vom 12. Dezember 
2006 (GV. NRW. 2007  S.  92) geändert worden ist, 
(Landesstraßenbedarfsplan) aufgeführt sind,

 2.   einer Radschnellverbindung des Landes, die in ei-
nem gemäß § 19 des Fahrrad- und Nahmobilitäts-
gesetzes vom 17. November 2021 (GV. NRW. 
S. 1201) aufgestellten Bedarfsplan aufgeführt ist.“

4.  § 49 wird aufgehoben.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.

Düsseldorf, den 9. November 2021

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Zugleich für die Ministerin für Schule und Bildung

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister der Finanzen

Zugleich für den Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister der Justiz

Peter  B i e s e n b a c h

Die Ministerin für Verkehr

Ina  B r a n d e s

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

Ursula  H e i n e n - E s s e r

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie Internationales

Stephan  H o l t h o f f - P f ö r t n e r

– GV. NRW. 2021 S. 1201

Sachlicher Teilplan Regionale 
Kooperationsstandorte zum Regionalplan Ruhr

Vom 8. November 2021

Die Verbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr 
hat in ihrer Sitzung am 25. Juni 2021 den Sachlichen 
Teilplan Regionale Kooperationsstandorte zum Regio-
nalplan Ruhr aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir der Regionalverband Ruhr mit 
Bericht vom 6. Juli 2021 – Aktenzeichen: 15_TP_Reg_
Koop – gemäß § 19 Absatz 6 des Landesplanungsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 
(GV. NRW. S. 904) geändert worden ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Veröf-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
beim Regionalverband Ruhr (Regionalplanungsbehörde), 
zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  10 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel  5 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) geän-
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. Da-
mit sind die Ziele gemäß §§ 4 und 5 des Raumordnungs-
gesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass gemäß §  11 Absatz  5 Satz  1 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) eine nach § 11 Abs.1 
Nr.  1 und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 
Abs.3 ROG beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
eine nach §  11 Abs.  4 ROG beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über die Umweltprüfung sowie die Ent-
wicklung des Regionalplanes aus dem Landesentwick-
lungsplan, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften herausstellt (ge-
mäß §  15 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-West-
falen), unbeachtlich wird, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntmachung des Regionalplanes gegen-
über dem Regionalverband Ruhr (Regionalplanungsbe-
hörde) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Gegen den Sachlichen Teilplan Regionale Kooperations-
standorte zum Regionalplan Ruhr kann Klage vor dem 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-West-
falen erhoben werden. Die Klage ist innerhalb eines Jah-
res nach Bekanntmachung zu erheben.

Düsseldorf, den 8. November 2021

Der Minister
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Alexandra  R e n z 

– GV. NRW. 2021 S. 1206
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